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Globalisierung und Veränderung für die Familien in 
modernen Gesellschaften 
Dr. Marina Rupp/Lydia Kleine1
1. Zielsetzung dieser Tagung und dieses Beitrages  
Die Fachtagung hat sich zum Ziel gesetzt, Trends und Effekte der Globalisierung aufzuzei-
gen, primär jene, die Auswirkungen auf die Familien haben. Insbesondere Effekte der Ent-
wicklungen seit den 1980er Jahren auf den Lebenslauf und die Berufsverläufe sollen hier be-
trachtet werden.  
Die folgenden Ausführungen stützen sich auf Daten aus verschiedenen OECD-Ländern und 
vergleichen die Entwicklungen in unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Regimen. Da Ver-
laufs- und Entwicklungsaspekte eine zentrale Rolle der Betrachtung spielen, wurden bei der 
Untersuchung, die diesen Darlegungen zu Grunde liegt, Lebensverlaufstudien und Längs-
schnittuntersuchungen ausgewertet. Die Analysen wurden im Rahmen des Globallife Projek-
tes (1999 bis 2005) an der Universität Bamberg durchgeführt. 
2. Der Prozess der Globalisierung  
Der Begriff Globalisierung beschreibt die Annäherung und Vernetzung der Nationen und Re-
gionen in einer internationalen Dimension. Die wichtigsten vier Globalisierungs-
mechanismen, die unser Leben verändern, sind:  
• Internationalisierung der Märkte, 
• Verstärkung des Standortwettbewerbs, 
• Zunahme weltweiter Vernetzung durch neue Kommunikations- und Informationstechno-
logien und 
• vermehrte Instabilität und Verwundbarkeit lokaler Märkte durch externe weltweite 
Schocks.  
Am weitesten fortgeschritten ist der Trend auf der ökonomischen Ebene: Durch den Abbau 
von Schranken wie Zöllen und Handelsbegrenzungen und den Ausbau des Transportwesens 
haben sich die Transfer- und Kommunikationsdichte zwischen den Ländern stark erhöht. Die 
Öffnung der Märkte schafft zudem die Möglichkeit von internationalen Kooperationen und 
bedingt die Zunahme multinationaler Konzerne, welche ihrerseits als treibende Kräfte im 
Globalisierungsprozess agieren. Dadurch findet eine Verlagerung der Konkurrenz auf ein in-
ternationales Niveau statt, mit entsprechenden Konsequenzen für die Maßstäbe und Preisge-
füge. Produkte aus Niedriglohnländern und Produktkopien sind Beispiele für eine Vielfalt von 
Folgeeffekten. Damit verbunden ist auch eine Zunahme globaler, internationaler Normen, die 
ihrerseits eine sinkende nationale Selbstständigkeit der Länder, aber auch der Länderunionen 
                                                 
1  Dieser Beitrag ist anders als die anderen lediglich eine Ausformulierung des Vortrages und basiert auf einer 
Präsentation, die Karin Kurz ausgearbeitet hat, jedoch selbst nicht bei unserer Fachtagung referieren konnte. 
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– wie der EU – und eine zunehmende Einflussnahme von „außen“ (durch internationale Ver-
bände, Vereinigungen etc.) bedingt. 
Eine Basis für die kulturelle Globalisierung bilden die gemeinsame Sprache und neue Kom-
munikationswege. Hier sind die Medien – allen voran Fernsehen und Internet – zentrale Platt-
formen für Austausch und Information im internationalen Raum. Sie vermitteln nicht nur In-
formationen über das Tagesgeschehen am anderen Ende der Welt, sondern auch über kulturel-
le und soziale Charakteristika.  
Diese zunehmende Verflechtung geht einher mit Veränderungen im politischen Bereich. Hier 
finden allerdings auch gegenläufige Prozesse statt: Während es zum einen gilt, Grenzen abzu-
bauen, Angleichungen vorzunehmen, Transparenz und Durchlässigkeit zu sichern, können 
zum anderen regionale oder nationale Interessen nicht einfach negiert werden. Zu deren Be-
friedigung ist es jedoch nicht selten erforderlich, Grenzen zu erhalten bzw. zu ziehen, um an 
nationalen Besonderheiten, Ausnahmen und Sonderstati festzuhalten (vgl. Blossfeld et al.). 
Mit zunehmenden Aktionsmöglichkeiten, erhöhtem Austausch, Kommunikation und Handel 
im Globalisierungsprozess, entsteht also parallel eine neue, globale und internationale Dimen-
sion von Problemen, die weder regional noch national zu bearbeiten sind. Als Beispiele hier-
für können neben den bereits beschriebenen Globalisierungseffekten auch die Kontrolle des 
Internet oder auch der Klimaschutz angeführt werden. 
Der Globalisierungsschub hat sich in den letzten Jahren erkenntlich fortgesetzt. Dabei zeich-
net vor allem die wirtschaftliche und politische Integration für diese Entwicklung verantwort-
lich, während die soziale Globalisierung nur langsam voranschreitet (Dreher 2007:1).  
3. Klassifikation der Länder und nationale Veränderungen 
Die Auswirkungen der Globalisierung treffen alle modernen Nationalstaaten. In welcher Wei-
se sich diese Entwicklungen auf die einzelnen Länder auswirken, hängt dabei in hohem Maße 
von deren wirtschaftlicher Entwicklung und der Ausgestaltung des Arbeitsmarktes und der 
sozialen Sicherungssysteme ab. Die Effekte der Globalisierung werden also durch diese diffe-
renten nationalen Rahmenbedingungen gefiltert, das heißt auch, dass manche Länder und be-
stimmte soziale Gruppen mehr als andere von den positiven bzw. den negativen Folgen der 
Globalisierung betroffen sind. Um diese nationalen Veränderungen zu erfassen, ist eine Klas-
sifikation der Länder, anhand relevanter Kriterien des Arbeitsmarktes, des Beschäftigungssys-
tems sowie der Bedeutung bzw. Steuerungskraft des Marktes und der Ausgestaltung der sozi-
alen Sicherungssysteme, nützlich.  
In der international vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung greift man häufig auf eine Ty-
pologie der unterschiedlichen Wohlfahrtsmodelle zurück, die zunächst vier Kategorien um-
fasste: Konservative, sozialdemokratische, liberale und so genannte „familienorientierte“ 
Staaten (Esping-Andersen 1990, Ferrera 1996).  
Konservative Staaten bilden den historisch betrachtet ersten Typ und lassen sich auch als 
„korporatistische“ kontinentaleuropäische Sozialstaaten nach dem Bismarck-Prinzip be-
schreiben. Ein charakteristisches Merkmal ist die erwerbsarbeitszentrierte Sozialversicherung, 
die staatlich reguliert wird, aber durch eigenständige Träger organisiert wird. Der Fokus liegt 
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jedoch nicht auf der Einbeziehung aller Gesellschaftsmitglieder über eine eigene Partizipation 
am Erwerbssystem als Zugangsvoraussetzung – dies würde eine Vollbeschäftigung beider 
Geschlechter erforderlich machen. Ziel ist vielmehr auch die mittelbare soziale Sicherung von 
Personen, die sich nicht auf dem Arbeitsmarkt befinden. Traditionell wird dies durch das Mo-
dell des male-breadwinner gelöst: Ein Familienmitglied – in der Regel der Mann bzw. Vater – 
übernimmt die Funktion des Familienernährers durch seine Erwerbstätigkeit und von dieser 
leiten sich die Sicherungsansprüche der weiteren Familienmitglieder – v.a. Ehefrau und Kin-
der – ab. Das System weist durchaus familienfreundliche Züge auf, denn es garantiert u.a. 
Leistungen ohne Rücksicht auf Familiengröße und Einkommenshöhe (z.B. in der deutschen 
gesetzlichen Krankenversicherung im 20. Jahrhundert). Es ist allerdings sehr stark am traditi-
onellen Familienmodell der lebenslangen Hausfrauenehe orientiert und daher für neue, flexib-
lere Lebens- und Familienformen weniger gut angepasst.  
Der „sozialdemokratische“ skandinavische Typ hat eine umfangreiche, staatlich verantwortete 
und durchgeführte soziale „Dienstleistungsproduktion“ hervorgebracht. Hier wird vor dem 
Hintergrund des Gleichheitsgrundsatzes soziale Sicherheit für jedermann als Bürgerrecht ver-
standen. Die Einbindung in das System erfolgt individuell, d.h. grundsätzlich über die Er-
werbspartizipation – jedoch auf der Basis von Vollbeschäftigung bei Geschlechtergleichheit. 
Ein weiteres Merkmal dieser Staaten ist die Zielsetzung einer gerechten Einkommensvertei-
lung. 
Im Gegensatz zu diesen beiden Modellen garantiert das liberale angelsächsische Beveridge-
System nur eine Grund- und Mindestsicherung, die staatliche Verantwortung für das Soziale 
ist vergleichsweise eingeschränkt. Damit setzt das System auf die individuelle Vorsorge, die 
über den Markt vermittelt wird.  
Der vor allem in Südeuropa vorfindliche Typ des Sozialstaats stellt einen eigenständigen – 
vierten – sozialpolitischen Entwicklungspfad dar (vgl. Esping-Andersen 1998: 19 f., Schulte 
1998: 11) und wird als „familienorientiert“ bezeichnet. Diese Familienorientierung ist aller-
dings missverständlich, da Staaten ihre Politik gerade nicht auf eine besonders starke Absi-
cherung und Unterstützung der Familie gründen. Statt dessen kennzeichnet dieses Systeme, 
dass sie den Familien ein hohes Maß an Verantwortung in Bezug auf die soziale Sicherung 
aufbürden, während die staatliche Intervention zurückhaltend ist. Die soziale Sicherung orien-
tiert sich sehr stark am Erwerbstatus und weist selbst im Bereich der Mindestsicherung Lü-
cken auf, so dass die familialen und verwandtschaftlichen Netze in hohem Maße gefordert 
sind.  
Diese vier ursprünglichen Typen wohlfahrtsstaatlicher Systeme mussten aufgrund der jünge-
ren politischen Entwicklung vor allem in Osteuropa um eine weitere Kategorie ergänzt wer-
den. Denn die osteuropäischen Staaten lassen sich aufgrund des noch andauernden Transfor-
mationsprozesses nicht in dieses Schema einordnen. Sie werden daher als eigene Gruppe un-
ter dem Titel „post-sozialistische Staaten“ geführt.  
In der nachfolgenden Darstellung werden die fünf Ländergruppen anhand zentraler Merkmale 
charakterisiert und einige typische Vertreter benannt. Die Regime unterschieden sich folglich 
vor allem in Bezug auf ihre aktive bzw. passive Arbeitsmarktpolitik und ihre sozialen Leis-
tungen für Familien (Mills/Blossfeld 2003:197). 
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Abb. 1: Ländertypologie anhand von Wohlfahrtsregimes  
Liberale Staaten:
? Flexible Beschäftigung
? Geringe Standardisierung der Berufe
? Zentrale Bedeutung des Marktes
?Marginaler Wohlfahrtsstaat
USA, GB, Australien, Kanada
Sozialdemokratische Staaten:
?Moderate Beschäftigungssicherheit
? Aktive Arbeitsmarktpolitik
?Wohlfahrtsstaat fördert soziale und                             
geschlechtsspezifische Gleichheit
Schweden, Dänemark, Norwegen, Finnland
Konservative Staaten:
? Hohe Beschäftigungssicherheit der Insider
? Große Standardisierung der Berufe
? Großzügige Unterstützung der Outsider
?Wohlfahrtsstaat bezieht sich auf Haushalte
Deutschland, Niederlande, (Frankreich)
Familienorientierte Staaten:
? Starke Insider/Outsider-Spaltung
? Passive Beschäftigungspolitik
?Marginaler Wohlfahrtsstaat
? Umfassende Familienunterstützung
Spanien, Italien, Mexiko, Irland
Post-Sozialistische Staaten:
Heterogene Entwicklungsrichtungen
im Transformationsprozess
Ungarn, Tschechien, Polen, Slowenien, Estland
 
Quelle: Karin Kurz  
Diese verschiedenen Typen resultieren aus der unterschiedlichen historischen Entwicklung 
und aus der jeweiligen nationalen Gewichtung der Sozialpolitik in der Vergangenheit; sie ha-
ben unterschiedliche Finanz- und Wirtschaftskapazitäten, verschiedene gewerkschaftliche 
Organisationsgrade sowie unterschiedliche verfassungsrechtliche Strukturen und dementspre-
chend auch jeweils mit anderen gesellschaftlichen Problemen zu kämpfen. Während in eini-
gen Staaten das Problem der Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit vorherrscht, fehlen an-
derswo hochqualifizierte Arbeitskräfte usf. (vgl. Ferrera u.a. 2000: 2 f.). 
Die unterschiedlichen staatlichen Investitionsniveaus für unterschiedliche soziale Bereiche 
(Gesundheit, Rente, Arbeitslosigkeit, Familie etc.) sind von den einzelnen Staaten nicht will-
kürlich gewählt, sondern spiegeln oftmals sowohl ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als 
auch gesellschaftliche Präferenzen wider.  
Schon diese kurze Charakteristik zeigt deutlich, mit welch unterschiedlichen Voraussetzun-
gen die Nationen am Globalisierungsprozess partizipieren und wie verschieden dementspre-
chend die Möglichkeiten sind, dessen Konsequenzen entgegenzusteuern oder abzufedern.  
Globalisierung vollzieht sich demnach differenziert nach den jeweiligen nationalen Rahmen-
bedingungen in unterschiedlichem Tempo und Ausmaß. Einige Länder sind früher und stär-
ker, andere später und/oder in geringerem Umfang in diesen Verflechtungsprozess involviert. 
Um die Stärke, in der ein Land von Globalisierungstrends betroffen ist, auszudrücken, wurde 
daher an der Konjunkturforschungsstelle der Eidgenössischen Hochschule Zürich ein Index 
entwickelt.  
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Dieser Globalisierungsindex erfasst  
• Ströme von Gütern, Kapital, Dienstleistungen, 
• den Umfang der staatlichen Kontrolle von Kapital- und Güterflüssen, 
• die Verbreitung von Informationen, Ideen und Bildern sowie 
• die Beteiligung von Staaten an internationalen Organisationen  
und fasst dies in einer Kennzahl zusammen. 
Abb. 2 Globalisierungsstand der Industrienationen  
 
Quelle: Dreher 2007:3 
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Gemessen an diesem Index, der 23 Variablen einbezieht, führt Belgien die Spitze der unter-
suchten 122 Ländern an, gefolgt von Österreich und Schweden. Deutschland platziert sich an 
15. Stelle. Bemerkenswert ist auch, dass die meisten EU-Mitgliedstaaten zu den 40 am stärks-
ten globalisierten Ländern zählen, was bedeutet, dass sie demnach alle stark von den Effekten 
der Globalisierung betroffen sind.  
4. Konsequenzen der Globalisierung  
Trotz aller Unterschiedlichkeit der institutionalisierten Rahmenbedingungen, welche, wie ge-
zeigt, Globaliserungseffekte kanalisieren, wird im Folgenden versucht, zentrale Konsequen-
zen der Globalisierung zu benennen. Dabei gibt es wie stets zwei Seiten zu betrachten: die 
Chancen und die Risiken.  
Als gravierender Nutzen dieser Entwicklung wird die Erhöhung der Produktivität angesehen. 
Da für größere Märkte produziert wird, kann effektiver gearbeitet werden. Wissenstransfer 
und Austausch von Know-how potenzieren Verbesserungen und verstärkte Konkurrenz wirkt 
motivierend. Bedeutsam ist auch die Beschleunigung der wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungsprozesse hin zu Dienstleistungsgesellschaften. Diese Trends gehen Hand in Hand mit 
der Niveauerhöhung in der Berufsstruktur, was durch den technischen Fortschritt und Ver-
schiebungen in den Wirtschaftssektoren gestützt wird. Gleichzeitig nehmen unqualifizierte 
Tätigkeiten ab, somit wird das Tätigkeitsspektrum insgesamt gesehen anspruchsvoller und 
abwechslungsreicher. Durch den Wegfall von Grenzen können Arbeitsmöglichkeiten in ande-
ren Ländern zudem immer unproblematischer wahrgenommen werden. Dies korrespondiert 
mit einer steigenden Bedeutung von Wissen und Information, also der Verstärkung des 
Trends zur Wissensgesellschaft. Im Alltag profitieren die Menschen von der wachsenden 
Produktpalette, günstigen Angeboten, räumlicher Mobilität, Freizügigkeit bei der Wohnort-
wahl und einem ausgesprochen hohen Informationspotenzial. Sie können Investitionen in an-
deren Ländern vornehmen, an der internationalen Börse Werte anlegen, oder via Internet im 
Ausland „shoppen“, Kontakte aufbauen etc. 
Die internationale Verflechtung bedingt allerdings auch, dass die Märkte stärker und häufiger 
von Turbulenzen betroffen sind, da es mehr unerwartete (Markt-)Entwicklungen gibt und Ge-
schehnisse am „anderen Ende der Welt“ unmittelbar auf die hiesigen Märkte durchschlagen 
können und umgekehrt. Damit steigt das Risikopotenzial auf allen Märkten. Als Reaktion auf 
schnelle und vor allem auch schnell übermittelte Veränderungen sind die global orientierten 
Unternehmen zu Anpassungsleistungen gezwungen, es kommt zu schnellen Um- und Re-
strukturierungen der Wirtschaft. Dieser Trend der wachsenden Geschwindigkeit des sozialen 
und ökonomischen Wandels bedingt eine abnehmende Vorhersagbarkeit der Entwicklungen, 
also steigende Unsicherheit.  
Durch die Verflechtung und die Zunahme international agierender Akteure nehmen die Steue-
rungspotenziale auf nationaler Ebene ab. Dies bezieht sich zum einen auf ausgleichende In-
terventionen in die marktwirtschaftlichen Prozesse, zum anderen aber auch auf die grundle-
genden Möglichkeiten, nationale Rahmenbedingungen zu fixieren, wenn Länder als Wirt-
schaftsstandorte nun in einem neuen Kontext miteinander in Konkurrenz treten. Der damit 
einhergehende wachsende Bedarf an Flexibilität in der Wirtschaft steht einer steigenden Un-
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sicherheit des sozialen Lebens gegenüber und hat somit nachhaltige Konsequenzen für alle 
Akteure. 
5. Konsequenzen für die Familien 
Die geschilderten Entwicklungen wirken sich mittelbar und unmittelbar auch auf die Familie 
und das Individuum aus. In Bezug auf die soziale Einbettung der Familie ist somit nicht mehr 
nur an lokale, kulturelle und nationale gesellschaftliche Rahmenbedingungen zu denken, son-
dern zunehmend auch an internationale also globale Faktoren. 
Abb. 3 Veränderte Einbettung 
Familie 
Nationale Gesellschaft
Internationale Gesellschaft 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Generell beinhalten die Globalisierungsprozesse demnach das Risiko, dass der Schutz der 
Familie durch den Wohlfahrtsstaat abnimmt. Diese Tendenz wird – vor allem in Deutschland 
– durch den demographischen Wandel noch verstärkt. Die Konsequenzen dieser Entwicklun-
gen für die Sicherungssysteme werden beispielhaft für Deutschland vorgestellt.  
• Ein zentrales Problem der Sicherungssysteme wird in der Leistungsfähigkeit des beste-
henden Rentensystems angesichts sinkender Beitragszahler, steigender Empfängerzahlen 
und zunehmender Bezugsdauer gesehen. Der so genannte Generationenvertrag reicht an-
gesichts veränderter Proporze zwischen junger und alter Generation und bei zugleich ho-
her Arbeitslosigkeit nicht mehr als alleinige Basis der Altersvorsorge aus; eine zusätzli-
che private Vorsorge erscheint erforderlich und wurde in Deutschland auch in das Siche-
rungssystem aufgenommen.  
• Ähnliche Probleme zeigen sich im Gesundheitssystem. Auch hier sind im Zuge der de-
mographischen Alterung Einnahmen und Ausgaben längst in ein Missverhältnis geraten 
und es sind zusätzlich private Leistungen – vor allem über Zuzahlungen und Ausgren-
zung von Leistungsarten – eingefordert worden. 
• Ein weiteres Beispiel für die Rückführung von Sozialstaatlichkeit ist die Absicherung der 
Arbeitsmarktrisiken. Wiederum sind starke Einschnitte im Leistungsspektrum vorge-
nommen worden. Darüber hinaus beherrschte in diesem Kontext die Erwägung, die Sub-
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sidiarität auszudehnen die Diskussion – ein weiteres Anzeichen für zunehmende Eigen-
verantwortung und Risikobelastung der Individuen und ihrer Familien.  
Angesichts solcher Entwicklungstrends bei sinkenden nationalstaatlichen Steuerungspotentia-
len lässt sich festhalten, dass Globalisierung die Unsicherheit für Familien erhöht. Dies be-
trifft nicht nur die Sicherungssysteme, sondern auch viele weitere Aspekte, bei denen eine ab-
nehmende Schutzfunktion des nationalen Staates zu verzeichnen ist (z.B. Gesetzgebung, Fra-
gen der Sicherheit, ethische Diskussionen). Schnelle Anpassung der Firmen an Marktbedürf-
nisse sowie hoher Konkurrenzdruck führen zu starken Schwankungen in der Nachfrage nach 
Arbeitskräften. Mächtige Gruppen am Arbeitsmarkt (z.B. Arbeitgeber) streben daher an, die 
im Globalisierungsprozess steigende Unsicherheit vermehr an weniger mächtige Gruppen 
(z.B. bestimmte Arbeitnehmergruppen) weiterzugeben. Durch die steigende Verlagerung von 
Risiken auf Familien und ihre Mitglieder und die damit einhergehende wachsende Bedeutung 
individueller Kompetenzen und Fähigkeiten ergeben sich beim Umgang mit den auftretenden 
Unsicherheiten noch relevante Differenzen, d.h. bestimmte Akteursgruppen und soziale 
Gruppen sind stärker von den Risiken betroffen, während andere sich diesen eher entziehen 
können.  
Konsequenzen dieser Entwicklungen werden auch für die Solidarbeziehungen erwartet. 
Durch die Instabilität der Lebensverhältnisse wird die Reziprozität von Vertrauensbeziehun-
gen unterminiert, d.h. das Vertrauen darauf, für geleistete Unterstützung bei Bedarf eine Ge-
genleistung zu erhalten, schwindet. Dies betrifft alle Ebenen: Partnerschaften, Familienbezie-
hungen und Wohlfahrtsstaat erleiden einen Vertrauensverlust, da unsicher ist, ob Investitio-
nen, Vorleistungen je eine Entsprechung erhalten. Es kann z.B. nicht sicher davon ausgegan-
gen werden, dass die Kindergeneration in der Lage ist, die Eltern später einmal materiell oder 
auch praktisch zu versorgen.  
Vor diesem Hintergrund wird es zunehmend schwieriger, rationale Entscheidungen zu treffen: 
Wenn unklar ist, von welchen Entwicklungen ausgegangen werden kann, wenn sich Regeln 
und Chancen schnell ändern, sind Bewertungen trügerisch. Das bedeutet, dass zusätzliche 
Entscheidungsmechanismen notwendig werden, wie etwa Wertorientierungen, Spontanität 
und Risikobereitschaft. 
6. Effekte der Globalisierung auf Berufseinstieg und Familiengründung  
Als besonders betroffene Gruppen der Globalisierung kristallisierten sich in der Globalife- 
Studie Berufseinsteiger, Arbeitslose und Frauen nach einer familiären Erwerbsunterbrechung 
heraus. Sie sind in besonderem Maß von der erhöhten Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt be-
troffen. Dies dokumentiert sich insbesondere für junge Erwachsene in einer zunehmenden 
Verlängerung und Destabilisierung des Übergangs von der beruflichen Ausbildung in das Er-
werbsleben; allgemein kommt es für die o.g. ‚Risikogruppen des Arbeitsmarktes’ zudem zu 
einem Anstieg prekärer, atypischer Beschäftigungsformen (z.B. Teilzeitarbeit oder befristete 
Beschäftigung). Als globale Entwicklung zeigt sich die verstärkte Bedeutung individueller 
Fähigkeiten und Leistungen. In Verbindung mit der Absenkung des Risikoschutzes steigen 
Leistungs- und Flexibilitätsdruck. Die Arbeitnehmerschaft polarisiert sich zunehmend in so-
genannte „Insider“ des Arbeitsmarktes (v.a. Männer mit kontinuierlichen und sicheren Be-
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schäftigungsverhältnissen) und Outsider (v.a. Frauen und junge Erwachsene), die zunehmend 
in „Bastelbiographien“ gedrängt werden (vgl. Blossfeld et al.). 
Die angeführten Entwicklungen bergen weiterhin Konsequenzen für die einzelnen Individuen 
in der Verkürzung der Zeithorizonte für ihre Entscheidungen, die sich aus der Schnelllebig-
keit der modernen Gesellschaften ergeben. Entsprechende Anpassungszwänge auf individuel-
ler Ebene lassen langfristige „Selbstbindungen“ immer kritischer erscheinen, denn es stellt 
sich die Frage, wie angesichts der hohen Unsicherheiten in der eigenen Lebensperspektive 
dauerhafte Verpflichtungen eingehalten werden können. Dies beginnt schon bei der (Paar)-
Beziehung. Bereits frühzeitig müssen junge Paare erkennen, dass die erwartete Mobilität und 
Flexibilität – etwa zur beruflichen Etablierung – zu neuen Fragestellungen und evtl. Belas-
tungen führen können, wenn der Partner nicht mitziehen kann oder möchte. Der Schwierig-
keit, eine Bindung an einen Ort oder einen Haushalt einzugehen, wird zum einen durch die 
Verbreitung „neuer“ Beziehungsformen, wie „living-apart-together“ oder Comuterehen (Peu-
ckert 2006) begegnet. Allerdings deuten viele Befunde darauf hin, dass diese Beziehungen 
höheren Stressfaktoren ausgesetzt sind und letztlich weniger stabil sind als traditionellere. 
Strohmeier zufolge ist „die bürgerliche Kernfamilie (noch) kein Auslaufmodell, aber sie be-
findet sich – in erster Linie bei städtischen Mittelschichtangehörigen – auf dem Rückzug“ 
(Strohmeier 1993: 21f.).  
Wenn schon die Partnerschaftsgestaltung unter diesen Vorzeichen mit Erschwernissen behaf-
tet ist, wie sieht es dann bei der Familie aus? Tatsächlich werden so langfristige und verant-
wortungsvolle Aufgaben wie die Elternschaft typischerweise mit „soliden“ Verhältnissen as-
soziiert (Allensbach 2004). Wer eine Familie gründen will, der sollte – so der normative Kon-
sens, der vor allem in Westdeutschland dominiert – beruflich etabliert und materiell abgesi-
chert sein. Eine Vorraussetzung, die unter den globalen Bedingungen zunehmend schwieriger 
zu erfüllen ist.  
Viele junge Menschen im gebärfähigen Alter haben diese Sicherheit nicht, da sie spät und 
oftmals mit unsicheren Arbeitsverhältnissen in das Erwerbsleben eintreten. Sie haben keine 
berufliche Perspektive, die ihnen für die nächsten 20 Jahre die Existenz garantiert. Und sie 
wissen zudem, dass in einigen Bereichen und Betrieben die Elternschaft als „Hemmschuh“ 
wirkt. Eingeschränkte Verfügbarkeit für berufliche Belange und geringere Flexibilität werden 
antizipiert und senken den „Wert“ der Arbeitskraft. Vor allem bei Frauen kann sich die Mut-
terschaft als Karrierefeind herausstellen. Vor dem Hintergrund der schwierigen Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf vor allem für Frauen steht die Tatsache, dass vor allem bei Akademi-
kerinnen der Zeitpunkt der Geburt nach hinten verschoben wird. Im Jahr 2003 waren 68% der 
Akademikerinnen im Deutschland noch kinderlos, dieser Anteil senkte sich in der Gruppe der 
zwischen 35 und 40-jährigen Akademikerinnen – von ihnen hatten noch 35% keine Kinder 
(Saleth 2005: 18). Das Hinauszögern der Entscheidung zur Elternschaft sowie der Verzicht 
auf Kinder ist somit eine individuelle Entscheidung, die auf der Abwägung wirtschaftlicher 
und sozialer Faktoren beruht (vgl. Blossfeld et al.). 
Aber auch für Männer wird es zunehmend schwieriger die Vaterrolle auszufüllen, da diese 
heute nicht nur aus der erschwerten Absicherung der materiellen Basis für die Familie be-
steht, sondern auch in einer aktiven Rolle in der Familie, womit sich auf dieser Seite ganz 
ähnliche Probleme wie bei den Frauen und zudem völlig neue Probleme ergeben. Die sinken-
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de Absicherung im Sozialstaat bedingt noch stärkere Verantwortlichkeit in der Familie, so 
dass die Hürden für die Familiengründung einerseits, aber auch der Druck in Richtung An-
passung an die Anforderungen des Erwerbssektors erhöht werden. Auch zeigen Forschungs-
ergebnisse, dass mobile Beziehungsformen häufiger kinderlos bleiben und Mobilität für die 
Paare mit und ohne Kinder ein erhöhtes Trennungsrisiko beinhaltet (Schneider et al. 2001). 
Mobilitätsanforderungen scheinen demnach schwer vereinbar mit familialen Bedürfnissen. 
Negative Auswirkungen auf die Familien sind aber auch aus den Belastungen durch Arbeits-
losigkeit sowie beruflichen und finanziellen Sorgen zu verzeichnen. Aus dieser Perspektive 
lässt sich zusammenfassen, dass das sichere Netz, das vor allem in Deutschland (West) als 
zentrale Rahmenbedingung für Familie angesehen wird, heute in vielen Fällen – wenn über-
haupt – erst spät im Lebensverlauf erreicht wird.  
7. Effekte der Globalisierung auf Entwicklung von Lebens- und Familienver-
läufen im internationalen Vergleich 
Die beschriebenen Wandlungsprozesse im Zuge der Globalisierung führen in den verschiede-
nen Länderkontexten nicht zu dem gleichem Ergebnis. Abhängig vom nationalen Kontext in 
Analogie zu Andersens Differenzierung der Wohlfahrtsstaatenregime kommt es zu unter-
schiedlichen Lebensverläufen, da die national fest verankerten institutionellen Strukturen die 
Globalisierungsprozesse in spezieller Weise filtern. Beispielsweise ist bei der Entscheidung 
über eine Familiengründung nicht das absolute Unsicherheitsniveau ausschlaggebend, son-
dern das subjektiv empfundene relative Unsicherheitsniveau in Bezug zu den nationalen Ver-
hältnissen.  
In den konservativen Wohlfahrtsregimen drängen neben den bereits beschriebenen Entwick-
lungen fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten und damit einhergehende Schwierigkeiten 
bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu einer Entscheidung zwischen Kindern und 
Karriere. Dies gilt für Deutschland in besonderem Maße, wie die aktuelle Diskussion um den 
Ausbau der Kinderbetreuung und die Neukonzeption des Elterngeldes zeigen.  
In den Insider-Outsider-Märkten Südeuropas kommt es im Zuge der globalen Entwicklungen 
insbesondere für junge Menschen zu einer vermehrten Arbeitslosigkeit und zeitlich befriste-
ten Beschäftigungsverhältnissen. Diese Länder verzeichnen in Folge eine besonders niedrige 
Geburtenrate. Dabei ergeben sich geschlechtsspezifisch unterschiedliche Effekte: Junge Män-
ner können angesichts mangelnder materieller Basis immer seltener die Rolle des „Familien-
ernährer“ übernehmen – sie verschieben deswegen Familiengründung immer häufiger auf ei-
nen späteren Zeitpunkt. Junge Frauen dagegen lassen sich grob in zwei unterschiedliche 
Gruppen aufteilen: Frauen, die in unqualifizierten Positionen arbeiten, identifizieren sich an-
gesichts unbefriedigender beruflicher Perspektiven verstärkt mit der traditionellen Rolle als 
Hausfrau und Mutter, während Frauen in qualifizierten Positionen sich oft für eine Erwerbs-
karriere und damit gegen Kinder entscheiden.  
Die liberalen Länder wurden lange Zeit zu den am meisten globalisierten Ländern gezählt. Sie 
haben mit wachsenden Einkommensverlusten bei wenig Unterstützung für die Familien zu 
kämpfen. Besonders betroffen von den globalen Entwicklungen sind Frauen mit geringem 
Einkommen, da sie vor dem Hintergrund mangelnder institutioneller Kinderbetreuung, das 
 
 ? ifb - Materialien 3/2007 16
Problem haben, eine Betreuung zu organisieren und zu finanzieren, um ihrer Arbeit nachge-
hen zu können. 
In den sozialdemokratischen Staaten Skandinaviens werden Unsicherheit induzierende Effek-
te durch die sozialen Systeme und die Arbeitsmarktpolitik abgefedert. Ein wichtiger Aspekt 
hierbei ist, dass Frauen umfassend und nahezu vollständig in den Arbeitsmarkt integriert sind 
und die Vereinbarkeit von Kind und Erwerbsleben durch umfassende öffentliche Betreuung 
gewährleistet wird. Der hohe Grad der sozialen Absicherung und die individuelle Einbindung 
lassen langfristige Entscheidungen eher zu und zwar unabhängiger vom Status der Partner-
schaft oder Herkunftsfamilie. Auch wenn die Geburtenrate hier unter der Netto-
Reproduktionsrate liegt, haben diese Länder eine vergleichsweise hohe Geburtenrate. 
8. Familie als Gegenmodell 
Die aufgezeigten Auswirkungen, die aus der zunehmenden Unsicherheit und Flexibilisierung 
resultieren, zeigen zugleich, dass Familie als etwas Beständiges, Verlässliches gedacht wird, 
als ein Ort, der Sicherheit und Geborgenheit vermittelt, an dem das Individuum – und ganz 
besonders Kinder und Unterstützungsbedürftige – versorgt und gepflegt werden. Dies setzt 
vor allem in der konservativen Denktradition voraus, dass der Familie ausreichende Ressour-
cen zur Verfügung stehen und zwar dauerhaft. Diese werden im klassischen Modell von ei-
nem Elternteil durch Erwerbsbeteiligung bereit gestellt, wodurch der Sicherheit der Ver-
dienstmöglichkeiten der Männer und Väter besondere Bedeutung zukommt.  
Wie – so lautet nun die Frage – kann Familie die Erwartungen erfüllen, wenn sie selbst unter 
Rahmenbedingungen existieren muss, die unsicher sind und ihr zunehmend weniger Unter-
stützung bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben gewähren. Wie sollen junge Menschen das 
Wagnis einer Familiengründung eingehen, wenn die basalen Voraussetzungen für die Exis-
tenzsicherung fehlen oder zumindest nicht langfristig belastbar erscheinen? Aber ist dies tat-
sächlich ein zwingender Grund, sich gegen Familie zu entschieden? Eigentlich nicht: Beispie-
le aus der Vergangenheit zeigen, dass Krisen und Unsicherheit nicht zu dauerhaftem Verzicht 
auf Nachwuchs führen müssen und dass schwierigere Situation durch die Solidarität und den 
Zusammenhalt der Familien gemeistert wurden. Beispiele aus anderen Ländern zeigen, dass 
fehlende Sicherheit im sozialen System durch größere Flexibilität der Familie aufgefangen 
werden können. So setzen z.B. amerikanische Familien auf Doppelverdienerschaft, um das 
Risiko eines Arbeitsplatzverlustes zu begrenzen. Ein anderes Beispiel für Anpassungsstrate-
gien ist die Tatsache, dass Familie gerade bei Gruppen, die im Globalisierungsprozess Aus-
grenzung und Benachteiligung erfahren, als attraktiver Lebensbereich wahrgenommen wird 
(s.o.). Die Herausforderungen, denen wir angesichts der Globalisierung und ihrer Folgen ge-
genüber stehen, sind von einer neuen unbekannten und daher schwer einzuschätzenden Di-
mension: „Familie als gelebte Wirklichkeit erweist sich immer noch als angestrebte Lebens-
form, an Bedeutung verloren hat jedoch Familie als institutioneller Rahmen sozialer Siche-
rung“ (Voges 1996:82). Es ist daher fraglich, ob es einen generellen Trend geben wird, oder – 
was ich für wahrscheinlicher halte – eine stark differenzierte Entwicklung unterschiedlicher 
Modelle der Lebensgestaltung in Bezug auf das Verhältnis „globalisierte Moderne und Fami-
lie“ 
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Unsicherer Job = keine Kinder  
(Sandra Buchholz) 
Über die Entwicklung der Arbeitsmarktchancen junger Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Auswirkungen zunehmender Erwerbsunsicherheiten auf die Famili-
enplanung2. 
1. Einleitung 
Die Zunahme von Beschäftigungsflexibilität ist in der Bundesrepublik Deutschland seit eini-
gen Jahren ein stark diskutiertes Thema. Es scheint für viele Sozialwissenschaftler kein Zwei-
fel daran zu bestehen, dass der Arbeitnehmer von heute im höchsten Maße flexibel sein muss 
(vgl. z.B. Beck, 1986, 2002; Voß und Pongratz 1998; Bonß 1999, 2002; Bonß und Zinn 
2003). Ihnen zufolge sind die Zeiten einer langfristigen Anstellung bei demselben Arbeitge-
ber und in demselben Beruf, die sichere Karriereentwicklung sowie stabile Erwerbsmuster 
längst vorüber und Relikte aus vergangenen Zeiten des Wirtschaftswachstums: 
 „[…] das Normalarbeitsverhältnis in Gestalt unbefristeter Vollzeitbeschäftigung [wird] zum 
Auslaufmodell einer vergangenen historischen Epoche. […] Angesichts der radikalen Flexibi-
lisierung der Produktion und sich ständig ändernder Arbeitsmarktbedingungen dürfen Men-
schen weder mit einer bestimmten Arbeit noch an einen bestimmten Ort allzu fest zusam-
menwachsen: [sie] sind vielmehr mit prinzipiellen Mobilitätsanforderungen konfrontiert und 
können nicht mehr mit Beschäftigungsverhältnissen rechnen, die zeitlich und örtlich von Dau-
er sind.“ (Bonß und Zinn 2003: 34-35) 
Jüngere Forschungsarbeiten zeigen jedoch, dass Deutschland noch weit entfernt ist vom abso-
lut flexibilisierten Arbeitnehmer (vgl. z.B. Erlinghagen 2002; Kurz, Hillmert und Grunow 
2006; Wagner 2000). Vor allem der Kern der Beschäftigten am Arbeitsmarkt, nämlich Män-
ner in der mittleren Karrierephase, scheint von Beschäftigungsflexibilisierung relativ stark 
verschont geblieben zu sein. So ist die überwältigende Mehrheit von ihnen auch heute noch in 
einem unbefristeten Vollzeitarbeitsverhältnis beschäftigt. Ihre Betriebszugehörigkeitsdauer ist 
weiterhin sehr lang und im Zeitvergleich nahezu konstant geblieben. Diese hohe Beschäfti-
gungsstabilität und -sicherheit – trotz gestiegener Flexibilitätsanforderungen von Seiten der 
Arbeitgeber in Zeiten zunehmender Globalisierung (siehe Rupp in diesem Band) – ist in 
Deutschland vor allem dem relativ umfassenden Arbeitsrecht zu verdanken. 
Damit soll aber nicht gesagt sein, dass in Deutschland keinerlei Flexibilisierung von Beschäf-
tigung stattgefunden hat. Vielmehr ist es so, dass die Risiken von Beschäftigungsflexibilisie-
rung in Deutschland systematisch einzelnen Gruppen am Arbeitsmarkt aufgebürdet werden 
und wurden – vor allem nachwachsenden und neu in den Arbeitsmarkt eintretenden Generati-
onen. Bildungsabsolventen und junge Erwerbstätige hatten es in den vergangenen zwei Jahr-
                                                 
2  Die im vorliegenden Beitrag vorgestellten Ergebnisse gründen sich auf das Forschungsprojekt „GLOBALI-
FE – Lebensläufe im Globalisierungsprozess“ an den Universitäten Bielefeld und Bamberg sowie das For-
schungsprojekt „flexCAREER – Flexibilitätsformen beim Berufseinstieg und in der frühen Erwerbskarriere“ 
am Staatsinstitut für Familienforschung an der Universität Bamberg. 
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zehnten immer schwerer, sich am Arbeitsmarkt zu behaupten und im Erwerbsleben sicher Fuß 
zu fassen. Dies hatte und hat nachhaltige Auswirkungen darauf, ob und wann junge Menschen 
in Deutschland eine Familie gründen. Im vorliegenden Beitrag soll anhand jüngerer For-
schungsergebnisse nachgezeichnet werden, wie sich die Situation junger Menschen am deut-
schen Arbeitsmarkt seit Mitte der 1980er Jahre entwickelt und wie sich dies auf den Über-
gang zur Elternschaft ausgewirkt hat.  
2. Arbeitsmarktflexibilisierung in Deutschland: ein reguliertes Experiment, 
das vor allem auf Kosten junger Menschen geht 
Die Forderung nach mehr Flexibilität und Deregulierung des Arbeitsmarktes ist in der Bun-
desrepublik Deutschland in den vergangenen zwei bis drei Jahrzehnten immer lauter gewor-
den. Arbeitgeber beschweren sich über die Rigidiäten am deutschen Arbeitsmarkt und den für 
Deutschland so typischen hohen Kündigungsschutz. Die Kritik ist, dass der deutsche Wirt-
schaftsstandort mit einem solch hohen Maß an Beschäftigungsregulierung in Zeiten zuneh-
mendem internationalen Wettbewerbs, steigender wirtschaftlicher Globalisierung und immer 
kürzer werdender Planungssicherheit in Unternehmen nicht mehr konkurrenzfähig sei. Als 
Reaktion wurden am deutschen Arbeitsmarkt einige Deregulierungen durchgeführt – bei-
spielsweise mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 und seinen rechtlichen Nach-
folgeregelungen. Einerseits ist die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes mit der Hoffnung auf 
verbesserte Konkurrenzfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland auf globalisierten 
Märkten, andererseits aber auch mit der Furcht vor wachsender Unsicherheit und Arbeitslo-
sigkeit verbunden.  
Nicht in allen modernen Industrieländern gibt es eine so ausgeprägte Diskussion über die Fle-
xibilisierung des Arbeitsmarktes wie in Deutschland. Ein wichtiger Hintergrund für diese 
starke Diskussion in Deutschland ist die traditionell hohe Arbeitsplatzsicherheit. Im internati-
onalen Vergleich wird die Bundesrepublik Deutschland als ein Land mit einem relativ regu-
lierten und rigiden Arbeitsmarkt charakterisiert. Im Gegensatz zu eher liberalen Wirtschafts-
systemen investieren die Akteure am deutschen Arbeitsmarkt wechselseitig in ihre Beziehun-
gen und bauen auf eine langfristige, vertrauensbasierte Kooperation miteinander. Hier hat sich 
im Zuge der Industrialisierung und in der Nachkriegszeit das so genannte Normalarbeitsver-
hältnis als vorherrschendes Erwerbsmuster für abhängig Beschäftigte und als rechtskonstruk-
tiver Bezugsrahmen am Arbeitsmarkt herausgebildet (Mückenberger 1985b: 458). Normalar-
beitsverhältnisse sind dabei hoch abgesicherte und regulierte Beschäftigungsverhältnisse un-
befristeter Natur, die auf Vollzeiterwerbstätigkeit basieren und sich langfristig auf einen oder 
wenige Arbeitgeber konzentrieren (vgl. z.B. Mückenberger 1985a: 422f.; Kress: 1998: 490; 
Hoffmann und Walwei 1998: 410; Bosch 2001: 220f.). 
Tatsächlich zeigt sich, dass die Bundesrepublik Deutschland auch heute noch eines der In-
dustrieländer ist, das einen vergleichsweise stark regulierten Arbeitsmarkt aufweist (siehe 
Abbildung 4). So zeichnet sich Deutschland weiterhin durch einen sehr hohen Kündigungs-
schutz aus, der nur in sehr wenigen OECD-Ländern etwas höher liegt, dafür aber in vielen 
Ländern – insbesondere Ländern angelsächsischer Prägung und Staaten des ehemaligen Ost-
blocks – deutlich niedriger ist. 
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Abb. 4 Ausmaß gesetzlicher Kündigungsschutzregelungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land und im internationalen Vergleich (2003) 
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Insgesamt heißt dies, dass in Deutschland die im Zuge des Globalisierungsprozesses gestie-
genen Marktrisiken für Unternehmen nur in sehr begrenztem Maße direkt an Arbeitnehmer 
weitergegeben werden können und der Beschäftigungsflexibilisierung, insbesondere dem Be-
legschaftsabbau, vergleichsweise enge Grenzen gesetzt sind. 
Jedoch dürfen diese Darstellungen nicht darüber hinwegtäuschen, dass Beschäftigungssicher-
heit in Deutschland nicht gleich verteilt ist. Die institutionellen Regelungen des deutschen 
Wirtschaftssystems, insbesondere der gesetzliche Kündigungsschutz, haben dazu geführt, 
dass sich in Deutschland ein relativ geschlossenes Beschäftigungssystem entwickelt hat. In 
diesem System werden auf der einen Seite die „Arbeitsplatzbesitzer“ bevorzugt und ge-
schützt, auf der anderen Seiten werden diejenigen benachteiligt, die nicht erwerbstätig sind 
(vgl. z.B. Mückenberger 1985: 429). Somit hat sich in Deutschland eine Segmentierung in so 
genannte „Insider“ und „Outsider“ herausgebildet. Ein Beispiel zur Verdeutlichung dieses 
Dualismus und die ungleiche Verteilung von Beschäftigungssicherheit ist, dass die Dauer der 
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Firmenzugehörigkeit den Kündigungsschutz ganz allgemein, aber auch bei Massenentlassun-
gen erhöht. Zudem werden das Alter und die Familiensituation bei der Aufstellung von Sozi-
alplänen hinzugezogen. Dies alles sind Merkmale, die generell eher auf bereits ältere und da-
mit in der Regel am Arbeitsmarkt etablierte, männliche Erwerbstätige zutreffen und bei-
spielsweise weniger auf junge Berufsanfänger. Junge Menschen stellen aus diesem Grund 
schon seit langem eine der benachteiligten Gruppen am deutschen Arbeitsmarkt dar, der ver-
gleichsweise einfach Erwerbsrisiken aufgebürdet werden können. 
Die Arbeitsmarktsituation junger Menschen in Deutschland wurde in den vergangenen zwan-
zig Jahren zudem noch zusätzlich belastet, da die bisherigen Maßnahmen zur Beschäfti-
gungsderegulierung besonders sie betrafen. Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz von 
1985 und seinen rechtlichen Nachfolgeregelungen wurden die Möglichkeiten für befristete 
Beschäftigung und damit das Umgehen des in Deutschland so hohen Kündigungsschutzes 
durch Arbeitgeber deutlich erleichtert. Dabei zielte die Neuregelung befristeter Beschäftigung 
vor allem auf die Gruppe der jungen Erwerbstätigen und Bildungsabgänger, da die Erleichte-
rungen von befristeten Arbeitsverträgen in der Regel nur bei Neueinstellungen sowie bei Ü-
bernahme von Auszubildenden umgesetzt werden konnten.  
Dass befristete Beschäftigung überproportional jüngere Arbeitnehmer trifft, zeigt sich bei ei-
ner Betrachtung der Verbreitung von befristeter Beschäftigung in Deutschland nach Alters-
gruppen (siehe Abbildung 5): Insgesamt waren im Jahr 2004 nur knapp acht Prozent der ab-
hängig Erwerbstätigen in Deutschland befristet beschäftigt – unbefristete Beschäftigung war 
also, wenn die Gesamtheit der abhängig Erwerbstätigen in den Blick genommen wird, der 
Normalfall. Bei einer Betrachtung nach Altersgruppen wird jedoch deutlich, dass Befristun-
gen vor allem unter jüngeren Erwerbstätigen sehr weit verbreitet ist und unbefristete Verträge 
für untere Altersgruppen durchaus nicht mehr der Normalfall sind: 40 Prozent der unter 20-
Jährigen war im März 2004 befristet beschäftigt. In den folgenden beiden Altersgruppen der 
20- bis 24-Jährigen und der 25- bis 29-Jährigen sinkt dieser Anteil zwar auf rund 29 Prozent 
beziehungsweise 16 Prozent, bleibt aber überdurchschnittlich. Insgesamt war mehr als jeder 
Fünfte abhängig Erwerbstätige unter 30 Jahren im März 2004 in einem befristeten Arbeits-
verhältnis tätig, dieser Anteil ist viermal so hoch wie unter über 30-Jährigen. Damit ist ein be-
trächtlicher Teil der jungen Erwerbstätigen dem Problem ausgesetzt, sich im Unsicheren dar-
über zu befinden, ob sie auch künftig über einen Arbeitsplatz und damit ein Einkommen ver-
fügen, da sich ihr Arbeitgeber die Option offen hält, das Beschäftigungsverhältnis bei Bedarf 
(z.B. im Fall einer veränderten Auftragslage) nicht fortzusetzen. 
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Abb. 5: Befristete Arbeitsverträge unter abhängig Erwerbstätigen (ohne Auszubildende) im 
März 2004, nach Altersgruppen 
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Quelle:  Mikrozensus 2004, Statistisches Bundesamt Wiesbaden (aus der Fachserie 1 „Bevölkerung und Erwerbstätig-
keit“ zum Mikrozensus 2004); eigene Berechnungen. 
Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass der deutsche Arbeitsmarkt zwar auch heute 
noch vergleichsweise stark reguliert ist und es somit für Arbeitgeber relativ schwer ist, die im 
Globalisierungsprozess gestiegenen Marktrisiken auf Arbeitnehmer abzuwälzen: Insgesamt 
gilt Beschäftigungsflexibilität also als ein „reguliertes Experiment“ am hiesigen Arbeitsmarkt 
(Regini 2000: 12; Esping-Andersen und Regini 2000: 336). Dieses Experiment ging jedoch 
vor allem zu Lasten von Bildungsabsolventen und jungen Menschen am deutschen Arbeits-
markt. Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz wurden sie am regulierten deutschen Ar-
beitsmarkt systematisch zu einer flexiblen Manövriermasse für Unternehmen gemacht. Ihre 
befristete Beschäftigung stellt einen der wenigen Wege für Arbeitgeber dar, den hohen Kün-
digungsschutz in Deutschland „durch die Hintertür“ zu umgehen und sich so mehr Flexibilität 
in Zeiten gestiegener Globalisierung und zunehmender Marktunsicherheiten zu verschaffen. 
3. Der Berufseinstieg und die Etablierung junger Menschen im Erwerbsleben 
seit Mitte der 1980er Jahre – aktuelle Forschungsergebnisse 
Wie haben sich die Chancen junger Menschen am deutschen Arbeitsmarkt nun konkret seit 
Mitte der 1980er Jahre entwickelt? Diese Frage soll im Folgenden beantwortet werden, indem 
(1) der Übergang zur ersten Erwerbstätigkeit von Bildungsabsolventen, (2) das Risiko befris-
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teter Beschäftigung unter jungen Erwerbstätigen und (3) die Etablierungschancen von Berufs-
anfängern im Erwerbsleben für die vergangenen zwanzig Jahre kurz dargestellt werden: 
3.1 Der Übergang von Bildung ins Erwerbsleben 
Zunächst wird deutlich, dass dem Großteil der Bildungsabsolventen der Übergang in die erste 
Erwerbstätigkeit relativ zügig gelingt. Zwischen der Hälfte und drei Viertel der jungen Men-
schen in Deutschland gelingt es, innerhalb nur eines Monats nach Verlassen des Bildungssys-
tems die erste Erwerbstätigkeit anzutreten (siehe Abbildung 6). Damit ist der Übergang von 
Bildung ins Erwerbsleben in der Bundesrepublik Deutschland auch heute noch sehr reibungs-
los, vergleicht man die obigen Ergebnisse mit Befunden aus anderen Ländern, denen eben-
falls ein Arbeitsmarkt zugeschrieben wird, der Beschäftigungsrisiken eher Arbeitsmarkt-
Outsidern aufbürdet (z.B. süd-europäische Länder und Teile der ehemals sozialistischen Län-
der). So beträgt die Jugendarbeitslosenquote in südeuropäischen Ländern zwischen 22 und 
26,5 Prozent und ist damit zwei- bis dreimal so hoch wie die Arbeitslosenquote unter älteren 
Menschen in diesen Ländern. In Deutschland ist die Jungendarbeitslosenquote mit nur rund 
12 Prozent deutlich geringer und nicht viel stärker ausgeprägt als unter älteren Personen am 
Arbeitsmarkt (Hellmann und Thode 2006: 21, 25). Vergleichbare Analysen zum Übergang 
zur ersten Erwerbstätigkeit für Italien haben gezeigt, dass ein Jahr nach Bildungsabschluss le-
diglich rund 40 Prozent und nach zwei Jahren nur um die 50 Prozent der jungen Menschen 
erwerbstätig sind (Scherer 2005). In Ungarn sind sogar unter den hoch qualifizierten Bil-
dungsabgängern noch bis zu 40 Prozent nach einem Jahr ohne Erwerbstätigkeit (Bukodi 
2005). In der Tat zeigt sich im internationalen Vergleich, dass der Übergang ins Erwerbsleben 
für junge Menschen in der Bundesrepublik Deutschland ähnlich zügig verläuft wie in libera-
len Ländern mit offenen Arbeitsmärkten, die keine Einstiegshürden für Outsider haben (Sche-
rer 2005; Schmelzer 2005; Relikowski und Zielonka 2006). 
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Abb. 6 Der Übergang in die erste Erwerbstätigkeit nach Verlassen des Bildungssystems, 
nach Bildungsabschlusskohorte und Bevölkerungsgruppe 
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Quelle: Eigene Berechnung mit dem Sozio-ökonomischen Panel 1984-2002; vgl. auch Buchholz und Kurz 2005. 
Der Grund für die guten Einstiegschancen junger Menschen in Deutschland (trotz eines Ar-
beitsmarktes, der vor allem die Insider schützt) liegt in der Organisation des hiesigen Bil-
dungssystems, das für die Outsider-Gruppe der Arbeitsmarkteinsteiger eine starke institutio-
nelle Brücke zum Arbeitsmarkt baut: Das duale Ausbildungssystem, das die meisten jungen 
Menschen in Deutschland durchlaufen, stellt eine direkte Verbindung zum Arbeitsmarkt dar; 
die hohe Standardisierung von Bildungs- und Berufszertifikaten sichert die klare Zuweisung 
auf bestimmte Positionen und vermindert ein intensives Durchleuchten möglicher Kandidaten 
für eine Stelle von Seiten des Arbeitgebers. 
Jedoch muss gleichzeitig gesagt werden, dass der Anteil derer, die die erste Erwerbstätigkeit 
unmittelbar nach Bildungsabschluss antreten, seit Mitte der 1980er Jahre rückläufig ist. Es ist 
für Bildungsabgänger in den vergangenen zwei Jahrzehnten immer schwerer geworden, den 
Übergang von Bildung in den Beruf erfolgreich zu meistern (siehe Abbildung 6): Waren in 
den späten 1980er Jahren noch drei Viertel der westdeutschen Bildungsabsolventen innerhalb 
des ersten Monats nach Verlassen des Bildungssystems erwerbstätig, so waren es in den spä-
ten 1990er Jahren nur noch zwei Drittel der westdeutschen Bildungsabgänger. Bei Bildungs-
abgängern mit Migrationshintergrund gelingt es heute sogar nur noch knapp der Hälfte von 
ihnen nach Bildungsabschluss direkt einen ersten Beruf anzutreten. Auch unter Ostdeutschen 
haben sich die Chancen für einen erfolgreichen Arbeitsmarkteinstieg deutlich verschlechtert: 
Unmittelbar nach der Wende waren noch um die 67 Prozent der ostdeutschen Bildungsabsol-
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venten innerhalb eines Monats nach Bildungsabschluss erwerbstätig, seit Mitte der 1990er 
Jahre sind es jedoch nur noch knapp 55 Prozent. 
Wie in Abbildung 5 deutlich wird, muss auch ein immer größerer Teil der Bildungsabgänger 
sehr lange nach einer ersten Erwerbstätigkeit suchen. Besonders in den neuen Bundesländern 
zeigt sich dieses Problem: Dort sind ein Jahr nach Verlassen des Bildungssystems noch 25 
Prozent der jungen Menschen ohne Erwerbsarbeit. Auch unter westdeutschen Bildungsabsol-
venten und Bildungsabsolventen mit Migrationshintergrund ist heute der Anteil derer hoch, 
die sehr lange nach einer ersten Erwerbstätigkeit suchen müssen: Zwischen 16 und 23 Prozent 
ist ein Jahr nach Verlassen des Bildungssystems der Übergang ins Erwerbsleben nicht gelun-
gen; dieser Anteil war in den 1980er Jahren noch deutlich niedriger. Somit müssen immer 
mehr junge Menschen in der Bundesrepublik Deutschland nach Verlassen des Bildungssys-
tems eine Phase der Arbeitslosigkeit durchlaufen, bevor ihnen der erfolgreiche Eintritt in den 
Arbeitsmarkt gelingt. 
Weiterführende Auswertungen haben gezeigt, dass vor allem niedrig qualifizierte Bildungs-
absolventen zunehmende Probleme haben, den Eintritt in den Arbeitsmarkt erfolgreich zu 
meistern, und höhere Bildungsabschlüsse für einen reibungslosen Übergang ins Erwerbsleben 
in den vergangenen zwanzig Jahren immer wichtiger geworden sind (vgl. Buchholz und Kurz 
2005). Die Organisation des deutschen Bildungssystems hat somit auch seine Schattenseiten, 
obschon es – wie oben ausgeführt – den Übergang in den ersten Beruf für erfolgreiche Absol-
venten des dualen Ausbildungssystems vergleichsweise reibungslos ermöglicht. Denn dieje-
nigen, die nur über einen (niedrigen) Schulabschluss verfügen und keine Lehre absolviert ha-
ben, bleiben in Deutschland häufig chancenlos und langfristig ausgegrenzt. Ihnen gelingt der 
Übergang ins Erwerbsleben wenn überhaupt nur sehr schwer. Zudem werden sie in Deutsch-
land systematisch auf unqualifizierte Berufspositionen verwiesen. Dies sind aber genau die 
Berufspositionen, die in den vergangenen Jahren zunehmend unter Druck geraten und im Zu-
ge technologischen Fortschritts im Produktionsprozess verschwunden sind. 
3.2 Das Risiko befristeter Beschäftigung 
Auch mit Blick auf die Qualität des Erwerbseinstiegs zeigt sich eine deutliche Veränderung in 
den vergangenen beiden Jahrzehnten. Mit der Deregulierung befristeter Beschäftigung in 
Deutschland (siehe oben) wurde die Position junger Menschen am deutschen Arbeitsmarkt 
nachhaltig geschwächt: Immer mehr junge Menschen müssen sich damit abfinden, nur in ei-
nem befristeten Arbeitsvertrag angestellt zu sein (siehe Abbildung 6). Im Jahr 1985 waren 
rund 15 Prozent der unter 30-Jährigen befristet beschäftigt, im Jahr 2004 waren es über 22 
Prozent. Damit ist für diese Altersgruppe zwischen 1985 und 2004 eine Zunahme von knapp 
50 Prozent zu verzeichnen. Zwar haben weitere Auswertungen gezeigt, dass auch für über 30-
Jährige der Anteil der Personen mit befristetem Arbeitsvertrag im genannten Zeitraum zuge-
nommen hat, jedoch stellen befristete Arbeitsverträge unter über 30-Jährigen auch heute noch 
eine eher seltene Beschäftigungsform dar: Rund 95 Prozent – also die überwältigende Mehr-
heit der über 30-jährigen abhängig Erwerbstätigen – sind noch immer in einem unbefristeten 
Arbeitsvertrag tätig (siehe Abbildung 4 oben). Unter jüngeren Arbeitnehmern ist die Gruppe 
derer mit befristetem Arbeitsvertrag dagegen beachtlich groß: Über ein Fünftel der unter 30-
Jährigen war im Jahr 2004 nur befristet beschäftigt. 
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Weiterführende Analysen (Buchholz und Kurz 2005) haben zudem gezeigt, dass befristete 
Beschäftigung unter jungen Erwerbstätigen nicht nur häufiger, sondern seit Mitte der 1980er 
Jahre auch riskanter geworden ist: Heute ist das Arbeitslosigkeitsrisiko für befristet Beschäf-
tigte bedeutend höher als für junge Erwerbstätige mit unbefristetem Arbeitsvertrag. Dies galt 
nicht für Bildungsabsolventen der Jahre 1985 bis 1993. Hier hatten befristet Beschäftigte kein 
generell höheres Arbeitslosigkeitsrisiko als unbefristet Beschäftigte – jungen Erwerbstätigen 
mit befristetem Arbeitsverhältnis gelang es somit nach Auslaufen ihres Vertrages, eine An-
schlussanstellung zu finden. Befristete Beschäftigung war also in der ältesten Kohorte noch 
als Sprungbrett in den Arbeitsmarkt zu sehen, während eine Befristung für heutige Bildungs-
abgänger ein „Schleudersitz“ ist, da sie das Arbeitslosigkeitsrisiko bedeutend erhöht. 
Abb. 7 Befristete Arbeitsverträge unter jüngeren abhängig Erwerbstätigen (ohne Auszubil-
dende), 1985 bis 2004 
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Quelle: Mikrozensus 1985 bis 2004, Statistisches Bundesamt Wiesbaden (aus den jährlichen Fachserien 1 „Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit“ zum Mikrozensus 2004); eigene Berechnungen. 
3.3 Die Chancen, sich sicher im Erwerbsleben zu etablieren 
Im letzten Schritt soll ein Blick auf die Frage geworfen werden, wie sich die Chancen von 
jungen Menschen nach erfolgreichem Übergang in die erste Erwerbstätigkeit gestalten. Es 
zeigt sich, dass Berufsanfänger in Deutschland heute vergleichsweise lange darauf warten 
müssen, bis sie sich sicher am Arbeitsmarkt etablieren können (siehe Abbildung 7). Vor allem 
im Osten Deutschlands ist es nach der Wiedervereinigung für junge Menschen sehr schwer, 
im Erwerbsleben sicher Fuß zu fassen: Fast 30 Prozent der ostdeutschen Berufsanfänger ist 
 
 ? ifb - Materialien 3/2007 26
nach zweieinhalb Jahren wieder arbeitslos und konnte sich somit nicht dauerhaft am Arbeits-
markt behaupten. 
Auch unter Berufsanfängern mit Migrationshintergrund ist der Anteil derer, die sich nicht er-
folgreich im Erwerbsleben etablieren können, sehr hoch: Mehr als jeder Fünfte von ihnen ist 
nach zweieinhalb Jahren wieder arbeitslos geworden. Weiterführende Analysen haben ge-
zeigt, dass die schlechten Etablierungschancen von Berufsanfängern mit Migrationshin-
tergrund vor allem darauf zurückzuführen ist, dass sie im Vergleich zu Berufsanfängern 
(west-) deutscher Nationalität im deutschen Bildungssystem benachteiligt sind und über rela-
tiv niedrigere Bildungsabschlüsse verfügen (Buchholz und Kurz 2006). Aber auch wenn 
westdeutsche Berufsanfänger damit heute noch die besten Chancen genießen, sich sicher im 
Erwerbsleben zu etablieren, haben auch sie bedeutende Einschnitte in Bezug auf ihre Ar-
beitsmarktchancen hinnehmen müssen (siehe Abbildung 8): So ist heute jeder zehnte Berufs-
anfänger in Westdeutschland in den ersten zweieinhalb Jahre nach Erwerbseintritt wieder ar-
beitslos geworden; Mitte der 1980er Jahre war es dagegen nur jeder fünfte Berufsanfänger. 
Insgesamt deuten die dargestellten Ergebnisse darauf hin, dass junge Menschen nach erfolg-
reichem Erwerbseintritt seit Mitte der 1980er Jahre eine zunehmend längere Phase der Unsi-
cherheit durchlaufen müssen, bevor sie sich sicher am Arbeitsmarkt etablieren können. Sie 
müssen immer länger darauf warten, bis sich ihre Arbeitsmarktposition stabilisiert, bis sie vor 
Arbeitslosigkeit nennenswert geschützt sind und bis ihnen die für den deutschen Arbeitsmarkt 
so typischen „Insiderrechte“ zugesichert werden. Genossen beispielsweise Westdeutsche in 
den späten 1980er Jahren bereits eineinhalb Jahre nach Einstieg ins Erwerbsleben nennens-
werten Schutz vor Arbeitslosigkeit, so müssen sie seit Mitte der 1990er Jahre mehr als drei 
Jahre erwerbstätig gewesen sein, bis sie sich am Arbeitsmarkt sicher etabliert haben (Buch-
holz und Kurz 2006). 
Wieder zeigten weiterführende Auswertungen – wie schon für den Übergang zur ersten Er-
werbstätigkeit –, dass vor allem gering qualifizierte Berufsanfänger Schwierigkeiten haben, 
sich am deutschen Arbeitsmarkt zu behaupten, und sich zunehmende Erwerbsrisiken vor al-
lem auf diese Gruppe konzentrieren, während hoch qualifizierte Berufsanfänger auch heute 
noch vergleichsweise gute Chancen am Arbeitsmarkt genießen sowie vor Arbeitslosigkeit re-
lativ gut geschützt sind (Buchholz und Kurz 2006). 
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Abb. 8 Anteil der Berufsanfänger, die nach (maximal) zweieinhalb Jahren wieder arbeitslos 
sind, nach Bildungsabschlusskohorte und Bevölkerungsgruppe 
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Quelle: Eigene Berechnung mit dem Sozio-ökonomischen Panel 1984-2002. 
4. Die Auswirkungen zunehmender Erwerbsunsicherheiten unter jungen 
Menschen auf die Familienplanung 
Bisher stand in diesem Beitrag die Frage im Mittelpunkt, wie junge Menschen in der Bundes-
republik Deutschland seit Mitte der 1980er Jahre den Einstieg in den Arbeitsmarkt und die 
Etablierung im Erwerbsleben erfahren haben. Die vorangegangenen Darstellungen haben ge-
zeigt, dass sich Arbeitsmarkteinsteiger zunehmend mit Erwerbsunsicherheiten konfrontiert 
sehen. Im Folgenden soll nun eine zentrale gesamtgesellschaftliche Auswirkung zunehmender 
Arbeitmarktrisiken unter jungen Menschen in Deutschland aufzeigt werden: der Geburten-
rückgang. 
4.1 Geburtenentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
Es ist hinlänglich bekannt, dass in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland ein deutlicher 
Rückgang bei den Geburten zu beobachten war (vgl. z.B. Geißler 2002: 53ff.; Statistisches 
Bundesamt 2003: 10ff.; Huinink 1987, 1989a, 1989b – vgl. auch Abbildung 9): Brachte eine 
Frau bis 1970 im statistischen Durchschnitt noch knapp zwei Kinder (und mehr) zur Welt, so 
ist dieser Durchschnitt seither stark gesunken. Schon 1975 gebar in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Frau durchschnittlich nur noch 1,45 Kinder – seither ist die Geburtenrate im 
Westen Deutschlands auf einem niedrigen Niveau verblieben. In der ehemaligen DDR konn-
ten die Einbrüche bei den Geburten zu Beginn der 1970er Jahre durch familien- und bevölke-
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rungspolitische Maßnahmen aufgefangen werden (Geißler 2002: 55): Die rückläufige Ent-
wicklung Anfang der 1970er Jahre konnte kurzfristig aufgehalten werden und im Osten 
Deutschlands gab es in den späten 1970er Jahren sogar einen zweiten, wenn auch im Ver-
gleich zu den 1960er Jahren weniger stark ausgeprägten Babyboom. 
Der politische Zusammenbruch der DDR löste jedoch eine tiefe demografische Krise in Ost-
deutschland aus: Lag die Fertilitätsrate kurz vor der Wiedervereinigung im Osten noch knapp 
über dem westdeutschen Niveau, so brach sie innerhalb weniger Jahre in Ostdeutschland mas-
siv ein und sank mit 0,77 Kindern pro Frau im Jahr 1993 deutlich unter die westdeutsche Fer-
tilitätsrate (vgl. Geißler 2002: 53). Ab Mitte der 1990er Jahre zeigt sich im Osten Deutsch-
lands zwar wieder ein Aufwärtstrend bei den Geburten, jedoch wurde das frühere Niveau 
nicht annährend erreicht: Auch heute liegt die Geburtenrate im Osten unter dem westdeut-
schen Niveau. Insgesamt beläuft sich die Fertilitätsrate im wiedervereinigten Deutschland 
derzeit auf knapp 1,4 Kindern pro Frau (Statistisches Bundesamt 2003: 13). Niedrige Fertili-
tätsraten sind kein rein deutsches Phänomen. In vielen modernen Industrienationen zeigt sich 
in den vergangenen Jahrzehnten eine rückläufige Geburtenentwicklung (vgl. z.B. van de Kaa 
1987: 18ff.). Deutschland gehört jedoch zusammen mit südeuropäischen und osteuropäischen 
Ländern weltweit zu den Ländern mit der niedrigsten Geburtenhäufigkeit (Statistisches Bun-
desamt 2003: 12f.). 
Abb. 9 Geburten je 100 Frauen, West- und Ostdeutschland, 1950 bis 1999 
140
134
144
128
144145
201
250
236
209
115
84
156
173194
154
219
248
231
237
0
50
100
150
200
250
300
1950 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1989 1995 1999
Westdeutschland Ostdeutschland
Quelle: Geißler 2002: 53. 
Bei einer genaueren Betrachtung des Fertilitätsverhaltens wird deutlich, dass der starke Ge-
burtenrückgang in Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten mitbedingt ist durch die 
Rückverlagerung der Geburt von Kindern, insbesondere des ersten Kindes, im Lebenslauf 
junger Erwachsener (vgl. z.B. Huinink 1987, 1989a, 1989b). So zeigt sich in der Bundesrepu-
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blik Deutschland ein deutlicher Anstieg des Alters von Frauen bei der Geburt des ersten Kin-
des (siehe Abbildung 10): In Westdeutschland ist das Durchschnittsalter von Frauen bei der 
Erstgeburt zwischen 1980 und 2000 um knapp vier Jahre – von 25 auf 29 Jahre – gestiegen. 
In Ostdeutschland zeigt sich ein rasanter Anstieg des Alters bei der Geburt des ersten Kindes 
vor allem nach der Wiedervereinigung: Lag das Alter von Frauen bei der Erstgeburt 1991 
mehr als zwei Jahre unter dem Alter westdeutscher Frauen, so betrug dieser Unterschied im 
Jahr 2000 nur noch ein halbes Jahr. Innerhalb nur eines Jahrzehnts ist in Ostdeutschland da-
mit das Alter von Frauen bei der Geburt des ersten Kindes um fast vier Jahre von unter 25 auf 
über 28 Jahre gestiegen. 
4.2 Beschäftigungsunsicherheit und das Aufschieben der Familienphase 
Verschiedene, häufig miteinander verbundene Ursachen werden als Erklärung für den starken 
Geburtenrückgang und das Hinauszögern der Elternschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
genannt. Beispielswiese werden die Bildungsexpansion und ihre Folgen häufig als Begrün-
dung für die rückläufige Fertilitätsrate in Deutschland herangezogen (vgl. z.B. Klein 1989; 
Beck 1986:  
Abb. 10 Durchschnittsalter von Frauen bei der Geburt des ersten Kindes, West- und Ost-
deutschland, 1975 bis 2000 
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161ff., 189ff.; Hettlage 1998: 129): Durch die verlängerte Bildungsphase (und den damit ver-
bundenen späteren Eintritt ins Erwerbsleben) werden junge Menschen später finanziell unab-
hängig und fühlen sich damit erst später in der Lage, zu heiraten und eine Familie zu gründen 
(vgl. z.B. Blossfeld und Timm 1997: 450f.; Hettlage 1998: 129). Zudem wird argumentiert, 
dass die verstärkte Bildungsbeteiligung von Frauen in Folge der Bildungsexpansion zu einem 
veränderten Fertilitätsverhalten geführt hat. Höhere Bildung und die damit neuen Möglichkei-
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ten von Frauen am Arbeitsmarkt ermöglichen es ihnen, ökonomisch unabhängiger von der 
Familie zu werden – dies verringere die Wahrscheinlichkeit von Heirat und Familiengrün-
dung (vgl. z.B. Beck 1986: 189ff.; Beck-Gernsheim 1994: 7ff.; Burkhart und Kohli 1989: 
406f.). Auch wird mit einem generellen gesellschaftlichen Wertewandel argumentiert, um den 
Geburtenrückgang zu erklären: Demnach soll der Anspruch auf individuelle Autonomie und 
Selbstverwirklichung in modernen Gesellschaften zugenommen haben, was negativ auf Part-
nerschaften und Familienbildung wirken soll (vgl. van de Kaa 1987: 5ff.; Klein 1991; Beck-
Gernsheim 1994: 7ff.). 
Andere Ansätze suchen die Erklärung für den Geburtenrückgang auch in verschlechterten 
Bedingungen am Arbeitsmarkt (Oppenheimer 1988; Mills und Blossfeld 2003): Das Auf-
schieben der Heirat und der Familienbildung wird im Wesentlichen darauf zurückgeführt, 
dass es junge Menschen in modernen Gesellschaften seit einigen Jahren immer schwerer ha-
ben, sich am Arbeitsmarkt zu etablieren. Gestiegene Beschäftigungsunsicherheit soll dazu ge-
führt haben, dass 
Abb. 11 Übergang zur Vaterschaft und Arbeitslosigkeit 
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sie langfristige Bindungen – wie Partnerschaft oder Elternschaft – aufschieben oder sogar 
komplett aussetzen. Kurz (2005) zeigte in einer umfangreichen empirischen Studie zum Zu-
sammenhang zwischen Arbeitsmarktrisiken und dem Eingehen langfristiger Bindungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, dass sich Phasen von Beschäftigungsunsicherheit in der Tat ne-
gativ auf das Eingehen von Partnerschaften und auf die Geburt von Kindern auswirken: Bei-
spielsweise führen Teilzeitarbeit und Arbeitslosigkeit bei Männern dazu, dass die Familien-
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gründung bedeutend nach hinten verschoben wird (siehe auch Abbildung 11 für den Einfluss 
von Arbeitslosigkeit). Wie Kurz (2005) herausfand, hat der Erwerbsstatus sogar einen stärke-
ren Einfluss auf das Aufschieben von Elternschaft als das Bildungsniveau. 
Für wie wichtig ein sicherer Arbeitsplatz für Elternschaft erachtet wird, zeigt sich auch an-
hand einer Befragung von kinderlosen, aber in Partnerschaft lebenden 20- bis 49-jährigen 
Männern und Frauen in Deutschland (siehe Abbildung 12; vgl. auch Robert Bosch Stiftung 
2006: 30ff.). Demnach sind die eigene Arbeitsplatzsicherheit sowie die des Partners die bei-
den wichtigsten und meistgenannten Gründe, die angeführt werden, wenn es um die Frage 
„Kinder oder keine Kinder?“ geht. In beiden Fällen wird von über 50 Prozent der befragten 
Männer und Frauen ausgesagt, dass sie sich Kinder nur vorstellen können, wenn sie eine si-
chere Position am Arbeitsmarkt innehaben. 
Abb. 12 Die beiden meistgenannten Gründe gegen Kinder von kinderlosen, aber in Partner-
schaft lebenden 20- bis 49-Jährigen, 2005 
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Quelle: Robert Bosch Stiftung (2006). 
5. Zusammenfassung und Diskussion 
In diesem Beitrag wurde gezeigt, dass junge Menschen in Deutschland sich zunehmend mit 
Erwerbsunsicherheiten konfrontiert sehen. Die Darstellungen haben deutlich gemacht, dass es 
für Bildungsabgänger seit Mitte der 1980er Jahre schwerer geworden ist, den Schritt ins Er-
werbsleben zu machen und am Arbeitsmarkt sicher Fuß zu fassen: Junge Menschen in 
Deutschland brauchen zunehmend länger, eine erste Stelle zu finden, ein immer größerer Teil 
von ihnen durchläuft nach Bildungsabschluss eine Phase von Arbeitslosigkeit, sie müssen 
sich zu Beginn ihres Erwerbslebens zunehmend mit unsicheren befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen abfinden und müssen immer länger darauf warten, bis sie sich im Erwerbsleben 
etabliert haben und in den „Genuss“ von Beschäftigungssicherheit kommen. Vor allem für 
Ostdeutsche, junge Menschen mit Migrationshintergrund und Geringqualifizierte sind die 
Chancen am Arbeitsmarkt heute schlecht. 
Wie dieser Beitrag darüber hinaus deutlich gemacht hat, dürfen diese Befunde nicht isoliert 
betrachtet werden. Gestiegene Erwerbsunsicherheiten unter jungen Erwachsenen in der Bun-
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desrepublik Deutschland sind nicht nur ein Problem der Betroffenen – also der Arbeitsmarkt-
einsteiger und der jungen Erwerbstätigen. Die zunehmende Flexibilisierung von Erwerbsein-
stiegsprozessen und die verlängerte Etablierungsphase von Arbeitsmarkteinsteigern haben tief 
greifende Auswirkungen auf die gesamte deutsche Gesellschaft: Wie erläutert tragen Er-
werbsunsicherheiten unter jungen Menschen maßgeblich dazu bei, dass Partnerschaft und El-
ternschaft aufgeschoben werden und die Geburtenrate in Deutschland niedrig ist. Jungen 
Menschen fällt es aufgrund der gestiegenen Arbeitsmarktrisiken, denen sie seit Mitte der 
1980er Jahre zunehmend begegnen müssen, und der gleichzeitig vielseitig an sie gestellten 
Anforderungen, denen sie gerecht werden müssen (wie z.B. die private Vorsorge fürs Alter), 
zunehmend schwer, langfristige Verpflichtungen – wie beispielsweise in Form von Eltern-
schaft, aber auch in Form der Ehe – einzugehen. Zusammen mit der Zunahme der Lebenser-
wartungen durch medizinischen Fortschritt und verbesserte Lebensbedingungen führt diese 
niedrige Geburtenrate zu einer beträchtlichen „Alterung“ der deutschen Gesellschaft. Aktuel-
len Bevölkerungsvorausberechnungen zu Folge werden 2010 weniger als 20 Prozent der Be-
völkerung in der Bundesrepublik Deutschland unter 20 Jahre alt sein – im Jahr 1970 stellten 
die unter 20-Jährigen in Deutschland noch ein Drittel der Bevölkerung (Statistisches Bundes-
amt 2003: 31). Diese Entwicklung setzt unter anderem die Finanzierbarkeit der deutschen So-
zialversicherung, insbesondere der gesetzlichen Rentenversicherung, unter Druck. 
Insgesamt steht damit die Strategie des Gesetzgebers, Beschäftigungsflexibilisierungen am ri-
giden deutschen Arbeitsmarkt unter anderem besonders über die Flexibilisierung junger Men-
schen zu ermöglichen, im starken Widerspruch zu dem Versuch, die niedrige Geburtenrate zu 
steigern und die Alterung der deutschen Gesellschaft aufzuhalten. Solange die Auswirkungen 
von Arbeitsmarktflexibilisierung in Deutschland vor allem Erwerbseinsteigern aufgebürdet 
werden, scheint es fraglich, ob es dem Gesetzgeber gelingen wird, die Geburtenraten in 
Deutschland erfolgreich zu erhöhen und junge Menschen zu ermutigen, wieder (mehr) Kinder 
zu bekommen. 
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Mobil, flexibel und erfolgreich? Berufliche Mobilität und 
ihre individuelle Bedeutung 
(Ruth Limmer) 
Im Rahmen des vorliegenden Beitrags werden Ergebnisse einer Studie von Schneider, Lim-
mer & Ruckdeschel (2002) zur Verbreitung beruflich bedingter räumlicher Mobilität und de-
ren Bedeutung für die mobilen Erwerbstätigen sowie deren Partner bzw. Familien vorge-
stellt.3 Der Studie liegen folgende Prämissen zugrunde: 
• Räumliche Mobilität ist sowohl Grundlage als auch Folge von Globalisierungsprozessen 
und ihr kommt in modernen Gesellschaften eine zentrale Bedeutung zu.  
• Berufliche Mobilität, die über den sozialen Nahraum hinausführt und über einen längeren 
Zeitraum hinweg ein erhebliches Maß an Zeit bindet, prägt die Lebensform nachhaltig. In 
diesen Konstellationen kann daher von mobilen Lebensformen gesprochen werden. 
• Die Entscheidung für Mobilität und die Aufrechterhaltung einer mobilen Lebensform 
wird maßgeblich von der Partnerschafts- und Familiensituation beeinflusst. Es gilt aber 
auch umgekehrt, dass sich die aktuelle Mobilität auf die Gestaltung der Partnerschafts- 
und Familienbiographie auswirkt. 
Der Studie liegen zum einen Sekundäranalysen von Massendatensätzen zugrunde, die erste 
Hinweise auf die Verbreitung berufsmobiler Lebensformen gewähren. Zum anderen wurde 
eine Befragung von erwerbstätigen Personen im Alter zwischen 20 und 59 Jahren durchge-
führt, die seit mindestens einem Jahr in einer Partnerschaft mit oder ohne Kinder leben.4 Da-
bei wurden folgende berufsmobile Lebensformen einbezogen: 
• Umzugsmobile: In den vergangenen 5 Jahren erfolgte mindestens einmal ein gemeinsa-
mer berufsbedingter Fernumzug. 
• Fernpendler: Der tägliche, einfache Weg zur Arbeit beträgt mindestens eine Stunde. 
• Varimobile: Die Berufstätigkeit führt an wechselnde Orte und die Unterbringung erfolgt 
in Hotels, Gemeinschaftsunterkünften etc. Neben dem Arbeitsort kann auch der zeitliche 
Umfang der beruflich bedingten Abwesenheit vom gemeinsamen Haushalt variieren. 
Shuttles (Wochenendpendler): Aufgrund beruflicher Mobilitätserfordernisse verfügt ein 
Partner über einen Zweithaushalt am Arbeitsort. Am Wochenende teilen die Partner den 
gemeinsamen Haupthaushalt. 
• Fernbeziehungen: Jeder Partner verfügt über einen eigenen Haushalt, einen gemeinsamen 
Haupthaushalt gibt es nicht. 
                                                 
3  Die Arbeit von Schneider et al. 2002 gewährt derzeit den umfassendsten Überblick über verschiedene be-
rufsmobile Lebensformen und deren biographische Einbettung und Bedeutung. Die als Verbundprojekt zwi-
schen der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und dem Staatsinstitut für Familienforschung an der Uni-
versität Bamberg (ifb) durchgeführte Studie wurde durch Mittel des Bundesfamilienministeriums und des 
bayerischen Staatsministeriums für Arbeit, und Sozialordnung, Familie und Frauen gefördert. 
4  Zur Beschreibung der Stichprobenziehung und der Einordnung der Stichprobe siehe Limmer 2005. 
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• Um spezifische Merkmale und Erfahrungen berufsmobiler Menschen einordnen zu kön-
nen, wurden als Vergleichsgruppe nichtmobile Erwerbstätige befragt. Dabei handelt es 
sich um zwei Formen:  
• Ortsfeste: Die Befragten leben seit ihrer Geburt in derselben Region. Die Frage berufli-
cher Mobilität hat sich für sie bislang noch nicht gestellt.  
• Rejectors: Eine konkrete berufliche Möglichkeit, die jedoch Mobilität erfordert hätte, 
wurde kürzlich ausgeschlagen. 
Neben den Erfahrungen der mobilen bzw. nichtmobilen Befragungsteilnehmenden wurden 
auch die Erfahrungen der Partnerinnen und Partner in die Befragung einbezogen. Insgesamt 
wurden 1095 Interviews geführt.5
Verbreitung mobiler Lebensformen 
Ausgehend von den Ergebnissen der Sekundäranalysen6 kann der Anteil der Erwerbstätigen, 
die in einer Partnerschaft mit oder ohne Kinder leben und in einer der untersuchten Weise be-
rufsmobil sind auf etwa 16% aller Erwerbstätigen geschätzt werden. Bemerkenswert ist dabei, 
dass der beruflich bedingte (Fern-)Umzug im Vergleich zu anderen mobilen Lebensformen 
eine eher untergeordnete Rolle spielt. Dagegen treten Fernpendeln, Wochenendpendeln und 
Fernbeziehungen in der erwerbstätigen Bevölkerung weitaus häufiger auf. 
Wer wird in welcher Form beruflich mobil? 
Verschiedene Studien kommen zum Ergebnis, dass umzugsmobile Menschen ein charakteris-
tisches soziodemographisches Profil aufweisen. Die bekannten Zusammenhänge bestätigen 
sich in der vorliegenden Studie: 
• Mit zunehmendem Alter sinkt die Mobilitätsbereitschaft. 
• Je höher der Bildungsabschluss desto höher die Mobilitätsbereitschaft. 
• Je kleiner der Haushalt desto höher die Mobilitätsbereitschaft. 
• Männer sind weit häufiger berufsmobil als Frauen. 
Daneben verweisen die Ergebnisse auf die Bedeutung weiterer individueller Merkmale und 
Merkmale der Partnerschaft bzw. der Familie: 
• Je ausgeprägter die emotionale Bindung an eine bestimmte Region („Heimatverbunden-
heit“) desto geringer die Mobilitätsbereitschaft.  
• Je ausgeprägter die Offenheit gegenüber Neuem desto höher die Mobilitätsbereitschaft. 
                                                 
5  Es wurden 488 Mobile und 298 ihrer Partnern mit standardisierten Fragebogen befragt. Im Anschluss daran 
wurden 180 Mobilen und 129 Partner ein weiteres Mal anhand von leitfadengestützten Interviews vertiefend 
befragt. 
6  Die Analysen wurden auf der Grundlage des Mikrozensus, SOEP und ALBUS durchgeführt, zum konkreten 
Vorgehen und Einschränkungen der Datenbasis s. Limmer 2005. 
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• Je wichtiger den Befragten individuelle Werte, wie Selbstbestimmung und Unabhängig-
keit (Autonomie) sind, desto höher ist ihre Mobilitätsbereitschaft.  
• Die Anwesenheit von minderjährigen Kindern formt die grundsätzliche Bereitschaft und 
die konkrete Form der Mobilität. Solange die Kinder das Schulalter noch nicht erreicht 
haben, besteht eine höhere Bereitschaft umzuziehen. Danach wird ein Umzug häufiger 
abgelehnt und andere Formen wie Fernpendeln oder Wochenendpendeln werden vorge-
zogen. 
• Das Partnerschaftskonzept spielt eine Rolle dabei, welche konkrete Form der Mobilität 
gewählt wird. Wird für Nähe und Verbundenheit der Partner die persönliche Präsenz im 
Alltag als zentrale Voraussetzung angesehen, fällt die Wahl in aller Regel auf Umzug  
oder Fernpendeln. Varimobilität oder Wochenendpendeln (Shuttle) wird dagegen häufi-
ger gewählt, wenn im Partnerschaftskonzept der Befragten emotionale Nähe und Ver-
bundenheit auch im Fall räumlicher Trennung hergestellt werden kann oder die zeitweili-
ge Abwesenheit dazu führt, dass die gemeinsam geteilte Zeit intensiver erlebt wird. 
Entstehungszusammenhang: Berufliche Mobilität – erwählt oder erzwungen? 
Mobilität kann in der beruflichen Biographie als echte Chance wahrgenommen werden oder 
Teil einer wohl überlegten Karriereplanung sein. Werden jedoch keine beruflichen Perspekti-
ven vor Ort wahrgenommen, kann Mobilität auch als unabweisbares Erfordernis erlebt wer-
den. Folgt man den Aussagen der Befragten der Studie, wird die Entscheidung für die eigene 
Mobilität von rund der Hälfte als selbstbestimmt wahrgenommen. Bei knapp jedem/jeder 
Dritten gab es nach eigenem Dafürhalten keine Alternative – die mobile Lebensform wurde 
von äußeren Zwängen diktiert. Für die übrigen Untersuchungsteilnehmenden lässt sich nicht 
eindeutig bestimmen, ob die berufliche Mobilität gewählt oder aufgrund der Umstände als 
unausweichlich erlebt wurde. Da beide Aspekte eine Rolle spielen, stehen sie ihrer Mobilität 
ambivalent gegenüber.  
Dauer der Lebensform und Platzierung in Familienbiographie 
Jeden Tag zusätzlich zur Arbeitszeit zwei Stunden und/oder mehr auf der Straße sein oder die 
Wochenenden mit dem Partner und den Kindern verbringen, weil man an den Wochentagen 
an einem anderen Ort lebt und arbeitet, kann auf Dauer recht belastend sein. Bei den skizzier-
ten Beispielen liegt die Vermutung nahe, dass Mobilität allenfalls eine Übergangsphase ist, 
die man möglichst bald hinter sich lassen möchte. Doch wie schätzen es die Betroffenen 
selbst ein?  
Unsere Ergebnisse weisen darauf hin, dass sowohl Fernpendeln als auch Varimobilität sehr 
stabile Lebensformen darstellen. Mehr als jede(r) Zweite wird nach eigener Einschätzung bis 
zum Ausstieg aus dem Berufsleben mobil bleiben. Befragte in Fernbeziehungen und Shuttles 
(Wochenendpendler) gehen davon aus, dass ihre Mobilität eine Übergangsphase ist, die in ei-
ne Lebenssituation mündet, in der sich Familien- und Berufsleben vor Ort verbinden lassen. 
Bemerkenswert ist bei diesen Befragten, dass für rund zwei Drittel der Zeitpunkt, wann sich 
dieser Plan realisieren lässt, noch nicht absehbar ist. Unsere Ergebnisse lassen vermuten, dass 
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insbesondere in einem angespannten Arbeitsmarkt berufsmobile Lebensformen oftmals eine 
Eigendynamik entwickeln und länger aufrechterhalten werden als zunächst geplant. Dies gilt 
ganz besonders dann, wenn die Befragten wiederholt im Rahmen befristeter Arbeitsverträge 
beschäftigt sind. 
Umzugsmobilität wird von unseren Befragten mehrheitlich als einmaliges Ereignis geplant 
und in aller Regel bewusst mit familienbiographischen Übergängen abgestimmt. D.h. ein 
Umzug erfolgt bevorzugt dann, wenn ein Kind geboren wurde oder wenn der Umzug mit Er-
eignissen wie z.B. Einschulung oder Übertritt in die Sekundarstufe verbunden werden kann. 
Gesamtbelastung der mobilen Lebensform 
Wie belastend wird die eigene mobile Lebensform alles in allem empfunden? Im Rahmen der 
vollstandardisierten Interviews konnten sich die Befragten bei dieser Frage als sehr belastet, 
belastet, wenig belastet oder gar nicht belastet einstufen. Ihre Aussagen weisen darauf hin, 
das sich Fernpendler, Shuttles und Varimobile durch ihre eigene mobile Lebensform im Ver-
gleich zu allen anderen Befragen am häufigsten als (sehr) belastet fühlen. Im Mittelfeld ran-
gieren die Erwerbstätigen, die aus beruflichen Gründen keinen gemeinsamen Haushalt mit ih-
rem Partner teilen (Fernbeziehungen). Das geringste Belastungsausmaß zeigt sich bei Um-
zugsmobilen – der Anteil derer, die sich (sehr) belastet fühlt, unterscheidet sich nicht signifi-
kant vom Belastungsausmaß der nichtmobilen Befragten. Die Unterschiede im Belastungser-
leben der beiden Gruppe von Nichtmobilen dürfte darauf zurückzuführen sein, dass die Grup-
pe derer, die sich bewusst gegen Mobilität entschieden haben, häufig berufliche Abstriche in 
Kauf genommen haben, um vor Ort leben und arbeiten zu können.  
Neben den berufstätigen mobilen und nichtmobilen Befragten in den verschiedenen Lebens-
formen wurden auch deren Partner zu der wahrgenommenen Gesamtbelastung gefragt. Dabei 
zeigt sich sehr eindrücklich, dass sich Mobilität auf das Belastungserleben beider Partner 
auswirkt. Zudem werden folgende statistisch bedeutsamen Unterschiede zwischen den Ein-
schätzungen der Partner erkennbar: Bei Fernpendlern, Varimobilen und Rejectors ist das Be-
lastungserleben der Partner deutlich geringer als bei den mobilen Befragten bzw. den Rejec-
tors. Im Gegensatz dazu ist bei den Umzugsmobilen das Belastungserleben der Partner etwas 
höher, so dass diese sich im mittleren Bereich bewegen. 
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Abb. 13 Die eigene mobile bzw. nichtmobile Lebensform wird als belastend oder sehr belas-
tend wahrgenommen (Anteil in %).  
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Neben den Aussagen zur Gesamtbelastung wurden die Teilnehmenden auch dazu befragt, 
welche konkreten Vor- und Nachteile sie in ihrer Lebensform sehen. Chronischer Zeitmangel, 
Verlust sozialer Beziehungen, die Entfremdung vom Partner bzw. der Familie, negative Aus-
wirkungen von Mobilität auf das Wohlbefinden sowie finanzielle Belastungen verbinden mit 
Ausnahme der Umzugsmobilen alle Mobile häufiger mit ihrer Lebensform als Nichtmobile. 
Doch verbinden sich mit einzelnen mobilen Lebensformen charakteristische Belastungen, die 
besonders häufig genannt werden. So ist chronischer Zeitmangel beispielsweise eine Belas-
tung, die insbesondere bei Fernpendlern und Shuttles auftritt. Verlust sozialer Beziehungen 
wird dagegen besonders häufig von Varimobilen dargestellt – ihre immer wiederkehrende, 
unregelmäßige Abwesenheit erschwert die Pflege bestehender sozialer Beziehungen, die über 
Partnerschaft bzw. Familie hinausreichen und verhindert die regelmäßige Teilnahme an Frei-
zeit- oder Bildungsangeboten vor Ort. Die Entfremdung vom Partner bzw. der Familie wird 
besonders häufig von Shuttles und Varimobilen berichtet – beides Gruppen, die nur an den 
arbeitsfreien Tagen Zeit gemeinsam mit ihren Partnern verbringen können. Die Befragten in 
Fernbeziehungen haben in den meisten Fällen noch nie zusammen mit ihrem Partner in einem 
Haushalt gelebt und aus beruflichen Gründen konnte bisher noch kein gemeinsamer Haushalt 
gegründet werden. In dieser Konstellation schildern die Befragten besonders häufig, dass sich 
ihre Lebensform negativ auf ihr psychisches Wohlbefinden auswirkt – sie berichten bei-
spielsweise häufiger von Einsamkeit. Die finanziellen Belastungen durch die Mobilität stehen 
dagegen bei den Shuttles besonders ausgeprägt im Vordergrund.  
Auch bei den Vorzügen, die von mobilen Befragten dargestellt werden, zeigen sich charakte-
ristische Unterschiede zwischen den verschiedenen Lebensformen: Shuttles und Berufstätige 
in Fernbeziehungen nennen als Vorteil ihrer Mobilität besonders häufig die persönliche Au-
tonomie – ein großer Teil dieser Befragten weiß die Freiräume, die durch die phasenweise 
Trennung vom Partner und/oder von der Familie entstehen, zu schätzen. Mobilität kann den 
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eigenen Horizont erweitern und dadurch die Persönlichkeitsentwicklung vorantreiben. Dies 
ist ein Vorteil, der von vielen Mobilen genannt wird, besonders häufig jedoch von Umzugs-
mobilen und Varimobilen. Zudem verbinden in diesen beiden mobilen Lebensformen beson-
ders viele Befragte ihre Mobilität mit beruflichen Vorteilen wie z.B., dass sie an einen beson-
ders attraktiven Arbeitsplatz tätig sein können. Bemerkenswert ist, dass insbesondere Shuttles 
auch von positiven Auswirkungen ihrer Lebensform auf die partnerschaftliche Beziehungs-
qualität berichten – die gemeinsame Zeit mit ihrem Partner wird von ihnen intensiver und 
harmonischer empfunden.  
Bedeutung beruflicher Mobilität für Partnerschaft und Familienentwicklung 
Berufliche Mobilität kann einerseits die berufliche Etablierung vorantreiben und damit dazu 
beitragen, dass eine für viele junge Erwachsene wichtige Voraussetzung für die Familien-
gründung oder die Entscheidung für ein weiteres Kind geschaffen wird. Andererseits kann 
Mobilität auch ein Grund dafür sein, dass der Übergang zur Elternschaft verschoben wird. 
Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn Mobilität im Kontext unsicherer berufli-
cher Perspektiven eines oder beider Partner auftritt. Aus Sicht der Befragten unserer Studie 
erweist sich berufliche Mobilität häufig als Hemmschuh für die Familienentwicklung, wobei 
sich deutliche geschlechtsgebundene Unterschiede zeigen: Etwas weniger als die Hälfte der 
befragten mobilen Männer kommt zu dem Ergebnis, dass die eigene Mobilität dazu führt, ei-
nen vorhandenen Kinderwunsch aufzuschieben oder dazu, dass der Wunsch nach einem (wei-
teren) Kind unerfüllt bleibt. Bei den mobilen Frauen beschreiben mehr als zwei Drittel diese 
Auswirkungen. Die Vergleiche mit den nichtmobilen Befragten zeigen, dass die Familien-
gründung bei den Berufsmobilen deutlich später erfolgt und ein höherer Anteil dauerhaft kin-
derlos bleibt. Berufliche Mobilität steht berufstätigen Frauen weitaus häufiger bei der Umset-
zung ihres Kinderwunsches im Weg als Männern.  
Daneben werden auch deutliche Auswirkungen beruflicher Mobilität auf die partnerschaftli-
che Arbeitsteilung aller Mobilen mit Ausnahme der Befragten in Fernbeziehungen erkennbar. 
Berufliche Mobilität von Männern geht mit einer Traditionalisierung der Arbeitsteilung ein-
her: Kinderbetreuung, Hausarbeit, Organisation des Familienalltags übernehmen in aller Re-
gel die Partnerinnen. Keine der berufsmobilen Frauen unserer Studie konnte auf ein entspre-
chendes entlastendes Arrangement zurückgreifen. Ihre Aufgabenteilung lässt sich überwie-
gend als egalitär bezeichnen – beide Partner tragen die Verantwortung für die Familienarbeit.  
Resümee & Ausblick 
In der vorgestellten Studie wurden verschiedene Typen mobiler Lebensformen untersucht. In 
der Realität dürfte es allerdings größere Vielfalt der Lebensgestaltung unter dem Vorzeichen 
von Mobilitätsanforderungen geben. Doch bereits der untersuchte Ausschnitt weist darauf 
hin, dass der Anteil der Berufstätigen, deren partnerschaftliche Lebensform von Mobilität ge-
prägt wird, erheblich ist. Aufgrund einer wachsenden Anzahl doppelerwerbstätiger Paare, be-
fristeter Arbeitsverhältnisse, dem steigenden Druck auf Arbeitssuchende und, was den euro-
päischen Arbeitsmarkt betrifft, wachsender Anreize mobil zu werden, gehen wir davon aus, 
dass der Anteil Berufsmobiler tendenziell steigen wird. Gegenläufige Entwicklungen wie z.B. 
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eine Zunahme von Heimarbeitsplätzen oder die Nutzung virtueller Kommunikationsmittel 
dürften nur in bestimmten Arbeitsbereichen an die Stelle räumlicher Mobilität treten. Berufli-
che Mobilität, die im Alltag ein erhebliches Maß an Zeit bindet und über einen längeren Zeit-
raum aufrechterhalten wird, verändert das Familienleben. Die Auswirkungen der Mobilität 
variieren erheblich zwischen den verschiedenen Lebensformen. Umzugsmobile gehören 
mehrheitlich zu den Mobilitätsgewinnern – spezifische Belastungen treten punktuell im Vor-
feld des Umzugs und bis etwa dem zweiten Jahr danach auf. Bei allen anderen Mobilen – ins-
besondere Fernpendlern, Shuttles und Varimobilen – verbinden sich mit der eigenen Lebens-
form deutlich mehr Belastungen als bei Nichtmobilen. Insbesondere bei berufstätigen Frauen 
wird Mobilität zum Hemmschuh für die Familienentwicklung. Trägt berufliche Mobilität vor 
dem skizzierten Hintergrund zur Entstehung gesellschaftlicher Probleme wie z.B. den niedri-
gen Geburtenraten in Deutschland und anderen europäischen Ländern bei? Diese Schlussfol-
gerung würde zu kurz greifen. Mobilität ist für Paare in hochentwickelten Gesellschaften eine 
wichtige Option bei der Vereinbarung von Beruf und Familie. Dies gilt ganz besonders dann, 
wenn beide Partner berufstätig sind und der Arbeitsmarkt umkämpft ist. Die Auswirkungen 
der Mobilität werden entscheidend von den äußeren Rahmenbedingungen beeinflusst sowie 
von den individuellen und familialen Fähigkeiten, die mobile Lebenssituation zu gestalten. 
An diesen Punkten gilt es anzusetzen, um nicht intendierten negativen Auswirkungen berufli-
cher Mobilität entgegen zu wirken. Was die familienfreundliche Gestaltung der äußeren 
Rahmenbedingungen betrifft, sind insbesondere die Arbeitgeber gefragt. Ihnen steht ein Bün-
del von Maßnahmen zur Verfügung, die für mittelständische und große Unternehmen ver-
gleichsweise einfach realisierbar sind und aus Sicht unserer Befragten eine erhebliche Entlas-
tung mit sich bringen würden. So profitieren Fernpendler und Shuttles von einer höheren Fle-
xibilität und Autonomie bei der Gestaltung der Arbeitszeiten und den Möglichkeiten von 
Heimarbeit. Die Entscheidung für einen Umzug wird dann erheblich einfacher, wenn Arbeit-
geber bei der Wohnungssuche Hilfestellung leisten oder die Arbeitssuche eines mitziehenden 
Partners unterstützen. Daneben ist die Politik auf nationaler und europäischer Ebene gefor-
dert, einen differenzierte Sichtweise zu entwickeln: Anders als es in der Öffentlichkeit häufig 
dargestellt wird, eröffnet Mobilität nicht in jeder Lebenssituation und Lebensphase Chancen. 
Es kann daher beispielsweise nicht jedem Arbeitssuchenden in gleicher Weise Mobilität ab-
verlangt werden. Im Hinblick auf die individuellen und familialen Bewältigungsstrategien, 
können Beratungs- oder Informationsangebote in der Phase der Entscheidung für oder gegen 
Mobilität und bei der konkreten Ausgestaltung der Lebensform, die Selbstbestimmung stär-
ken. Diese Maßnahmen können dazu beitragen, dass Mobilität für die Betroffenen ein Mittel 
zum Zweck der Erfüllung eigener Lebensziele bleibt anstatt zu einem Unterfangen zu werden, 
das wesentliche biographische Ziele durchkreuzt. 
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Globalisierung und die Entwicklung von Erwerbs- und 
Familienverläufen im internationalen Vergleich  
Kann Deutschland von anderen Ländern lernen? (Dirk Hofäcker) 
1. Familie und Globalisierung: Einführung in die Thematik 
„The world is flat – Die Welt ist flach“: Mit dieser These gelang dem mehrfach mit dem Pu-
litzer-Preis ausgezeichneten „New York Times“-Kolumnisten und Globalisierungsanalytiker 
Thomas L. Friedman auf dem populärwissenschaftlichen Buchmarkt vor wenigen Jahren ein 
durchschlagender Erfolg (vgl. Friedman 2005 bzw. 2006). „Flach“ ist die Welt des beginnen-
den 21. Jahrhunderts laut Friedman insofern, als dass sich die Voraussetzungen zwischen ver-
schiedenen Marktteilnehmern infolge der zunehmenden Verbreitung globaler Informations- 
und Kommunikationstechnologien zunehmend aneinander angleichen. Erfasste die Globali-
sierung früher vor allem kollektive Akteure wie Staaten oder multinationale Konzerne, so 
weitet sich ihr Einfluss nun zunehmend auch auf individuelle Arbeitnehmer.7 Viele Kommen-
tatoren aus Politik und Wissenschaft befürchten angesichts dieser zunehmenden Konkurrenz 
inländischer Arbeitnehmer mit Arbeitskräften aus sogenannten ‚Billiglohnländern’ eine all-
gemeine wohlfahrtsstaatliche „Abwärtsspirale“ („race-to-the-bottom“). Im Kampf um den att-
raktivsten ‚Produktionsstandort’ träten Wohlfahrtsstaaten demzufolge in einen Systemwett-
bewerb ein, der sich in einer wechselseitigen Unterbietung bei staatlicher Steuern und Abga-
ben äußert und letztlich einen massiven Abbau wohlfahrtsstaatlichen Leistungen nach sich 
ziehen muss.  
Während die Bewertung dieser Entwicklung in Wissenschaft und Öffentlichkeit uneinheitlich 
ist8, erscheinen deren kurzfristige Konsequenzen für Individuen und ihre Familien zunächst 
als überwiegend negativ. Familiale Werte wie etwa Kontinuität, Verbindlichkeit, Verlässlich-
keit, Emotionalität und Nähe verlieren im Zuge der im Globalisierungsprozess zunehmenden 
Unsicherheiten immer mehr an Bedeutung. Durch steigende Unsicherheit wird es sowohl auf 
individueller (etwa in Form generationenübergreifender Solidarität oder partnerschaftlicher 
Unterstützung) aber auch auf staatlicher Ebene (etwa in Form eines beitragsorientierten Sozi-
alversicherungssystems) schwieriger, Vertrauensbeziehungen zu begründen, die auf einem 
langfristig orientierten Leistungsaustausch basieren. Die im Globalisierungsprozess steigen-
den beruflichen, zeitlichen und geographischen Flexibilitätsanforderungen an Arbeitnehmer 
stellen zudem eine zunehmende Belastung für Ehepartner und ihre Familien dar. So zeigen 
etwa Forschungen des Mainzer Familiensoziologen Norbert Schneider, dass wiederkehrende 
Mobilitätsanforderungen sich negativ auf individuelles Wohlbefinden, Gesundheit, persönli-
che Lebensführung und Familienentwicklung auswirken (Schneider 2005, Schneider, Hart-
                                                 
7  Symptomatisch für einen derartigen verschärften Wettbewerb zwischen Arbeitskräften sind Friedman zufol-
ge etwa indische Buchhalter, die dank des Internets amerikanische Steuererklärungen zu günstigeren Preisen 
ausfüllen (vgl. Das Magazin 2006:14). 
8  So sehen etwa Befürworter einer liberalen Wirtschaftsordnung im Abbau staatlicher Leistungen die „Zäh-
mung“ eines zuvor über Gebühr aufgeblähten staatlichen „Leviathans“ (Sinn 1992). Andere hingegen war-
nen vor der Entfesselung eines allzu ungezügelten Kapitalismus. 
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mann und Limmer 2001). Als Konsequenz dieser Entwicklungen nimmt somit die Siche-
rungsfunktion von Familie, Verwandtschaft, Betrieb und Wohlfahrtsstaat im Globalisierungs-
prozess immer stärker ab. Im Zuge staatlicher Ausgabenkürzungen erscheint darüber hinaus 
der verfassungsgemäße Schutzauftrag des Staates für die Familie (Art. 6 GG) zunehmend als 
gefährdet (vgl. AGF 2006, Globalife 2006). 
Wie Ergebnisse international vergleichender Forschung zeigen, führt der Globalisierungspro-
zess jedoch in unterschiedlichen Staaten keineswegs zu identischen Ergebnissen, sondern 
wird je nach Länderkontext in unterschiedlicher Weise „verarbeitet“.9 Durch die ländertypi-
sche Gestaltung wohlfahrtsstaatlicher und arbeitsmarktpolitischer Institutionen und Maßnah-
men gelingt es nationalen Regierungen in unterschiedlichem Maße, Arbeitnehmer vor den 
Einflüssen des Globalisierungsprozesses zu schützen (vgl. z.B. Mayer 2001, Blossfeld 2003, 
Blossfeld u.a. 2005, Blossfeld, Buchholz und Hofäcker 2006, Blossfeld und Hofmeister 2006, 
Blossfeld, Mills und Bernardi 2006). Entsprechend ist davon auszugehen, dass auch die Aus-
wirkungen des Globalisierungsprozesses auf Familien international unterschiedlich ausfallen.  
Ziel des vorliegenden Beitrags ist es auf diesem Hintergrund, aus international vergleichender 
Perspektive einen kompakten Überblick über die Entwicklung von Lebens- und Erwerbsver-
läufen im Globalisierungsprozess zu geben und zu verdeutlichen, wie sich diese in national 
unterschiedlicher Weise auf die Institution Familie ausgewirkt hat bzw. gegenwärtig auswirkt. 
Er schließt damit an die weiteren Beiträge in diesem Tagungsband an, in denen der Begriff 
der Globalisierung eingeführt und in seinen Konsequenzen für Erwerbs- und Familienverläufe 
in Deutschland analysiert wurde (vgl. Buchholz, Limmer und Rupp; alle in diesem Band) und 
ergänzt diese um eine international vergleichende Perspektive. In einem ersten Abschnitt sol-
len zunächst die nationalen Rahmenbedingungen beschrieben werden, auf die der Globalisie-
rungsprozess in verschiedenen Staaten trifft und durch die er länderspezifisch „gefiltert“ wird 
(Abschnitt 2). Unterschieden wird dabei zwischen: 
• länderspezifischen Maßnahmen zur Regulierung des Arbeitsmarktes (Abschnitt 2.1), 
• wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen, unter besonderer Berücksichtigung der nationalen 
Familienpolitik (2.2.), sowie 
• länderspezifischen Normen und Einstellungen, die gewissermaßen den „kulturellen Kon-
text“ für die „strukturelle“ Ausgestaltung staatlicher Maßnahmen bilden (2.3). 
An die Darstellung nationaler Rahmenbedingungen schließt sich in Abschnitt 3 eine kompak-
te Beschreibung des Verlaufs und der Veränderungen individueller Lebensverläufe im Globa-
lisierungsprozess an. Dabei soll insbesondere kritisch untersucht werden, inwiefern national 
unterschiedliche Politikansätze in der Lage sind, die durch Globalisierung zunehmenden zeit-
lichen und ökonomischen Unsicherheiten für Familien und ihre Mitglieder zu reduzieren. Das 
„deutsche Modell“ soll dabei in seiner Ausgestaltung und Wirkung mit alternativen Politikan-
sätzen anderer Länder verglichen werden. Ein solcher Vergleich ermöglicht es, den deutschen 
                                                 
9  So betonte der amerikanische Ökonom Jagdish Bhagwati in einem kürzlich der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung gegebenen Interview in Reaktion auf die eingangs genannten Friedman’schen Thesen, dass Globalisie-
rung die Welt keinesfalls einseitig flach mache: „Sie ebnet nicht alle Unterschiede ein. Auch die Kultur und 
die Politik spielen eine Rolle“ (FAZ 2006). 
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Politikansatz auf dem Hintergrund möglicher Alternativmodelle kritisch zu reflektieren und 
mögliche Konsequenzen für notwendige Politikreformen abzuleiten. Ein abschließendes Fazit 
fasst schließlich die Ergebnisse der vorangegangenen Analysen zusammen und skizziert Kon-
sequenzen im Hinblick auf die Zukunftsfähigkeit des Modells Familie im Globalisierungspro-
zess.  
Im vorliegenden Rahmen kann ein inhaltlich derartig umfassender internationaler Überblick 
aus Platz- und Übersichtlichkeitsgründen verständlicherweise nur ansatzweise erfolgen. Aus 
diesem Grund verzichte ich im folgenden auf eine vollständige Darstellung von Rahmenbe-
dingungen und Lebenslaufmustern in einer möglichst großen Vielzahl von Ländern (etwa der 
gesamten Europäischen Union). Stattdessen beschränke ich mich auf eine exemplarische Dar-
stellung einzelner „Wohlfahrtsstaatsmodelle“ (Esping-Andersen 1990, Ferrara 1996), die als 
typische Beispielfälle für unterschiedliche Modelle westlicher Wohlfahrtsstaaten angesehen 
werden können10. Als Vergleichspunkte zum deutschen Modell dienen dabei: 
• Schweden als Vertreter der durch umfangreiches staatliches Engagement geprägten und 
an aktiver Arbeitsmarktpolitik und der Vollbeschäftigung beider Geschlechter orientier-
ten skandinavischen Wohlfahrtsstaaten; 
• Die Vereinigten Staaten bzw. Großbritannien als Vertreter der wirtschaftsliberalen angel-
sächsischen Wohlfahrtsstaaten, die dem Markt die zentrale Rolle in der Gewährleistung 
individueller Wohlfahrt zuschreiben und damit einen grundsätzlichen Gegenpol zum 
skandinavischen Modell darstellen.  
• Italien als Vertreter der familienorientierten südeuropäischen Wohlfahrtsstaaten, in denen 
der Staat sich in nur geringem Maße wohlfahrtspolitisch engagiert und die Sicherung der 
individuellen Wohlfahrt meist der Familie überlassen bleibt.11 
2. „Nationale Filter“: Politikansätze im internationalen Vergleich 
Welches sind die relevanten nationalen Institutionen, die den Globalisierungsprozess in spezi-
fischer Weise verarbeiten? Im Folgenden soll zwischen drei verschiedenen „Institutionenpak-
ten“ unterschieden werden: 
1. Geht man davon aus, dass Globalisierung eine zunehmende Flexibilisierung von Beschäf-
tigungsformen mit sich bringt und die Einführung „atypischer Arbeitsformen“ befördert 
(z.B. Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung, Scheinselbständigkeit; vgl. Buchholz in die-
sem Band), so erscheinen zunächst nationale Formen der Regulierung von Arbeitsmärkten 
und Beschäftigungsverhältnissen als wichtig für die länderspezifische Verarbeitung des 
                                                 
10  Aufgrund der unzureichenden Verfügbarkeit adäquater Daten muss sich die Darstellung auf diese Länder 
konzentrieren und kann nicht z.B. Schwellen- oder Entwicklungsländer in die Betrachtung mit einbeziehen. 
11  Auf alternative politische Ansätze anderer Länder bzw. Mischmodelle zwischen diesen Ländertypen wird 
ggf. im Text an geeigneter Stelle ergänzend eingegangen. Für darüber hinaus gehende Länderinformationen 
sei der interessierte Leser auf die einschlägige sozialwissenschaftliche Forschungsliteratur (z.B. Mayer 2001, 
Blossfeld 2003, Blossfeld u.a. 2005, Blossfeld, Buchholz und Hofäcker 2006, Blossfeld und Hofmeister 
2006, Blossfeld, Mills und Bernardi 2006) sowie auf die statistischen Portale nationaler bzw. internationaler 
statistischer Organisationen verwiesen (z.B. Clearinghouse 2006, Eurostat 2006, Europäische Beobachtungs-
stelle zur Demographie und sozialen Situation (SSO) 2006, OECD 2006). 
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Globalisierungsprozesses. So können Länder etwa durch die Stärkung des Kündigungs-
schutzes für „Arbeitsplatzinhaber“ oder durch aktive Wiedereingliederungsmaßnahmen 
für Arbeitslose durch Globalisierung bedingte Arbeitsmarktunsicherheiten verringern. 
2. Darüber hinaus kann nationalen Wohlfahrtsstaaten eine zentrale Rolle für die Verarbei-
tung des Globalisierungsprozesses zugeschrieben werden. Unter den Bedingungen einer 
immer stärker abnehmenden Vorhersagbarkeit wirtschaftlicher Prozesse kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass allein arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Reduzierung von 
zeitlichen und materiellen Unsicherheiten im Globalisierungsprozess ausreichen. Wohl-
fahrtsstaatliche Maßnahmen müssen zusätzlich in der Lage sein, die Individuen und ihre 
Familien vor den Folgen einer möglicherweise längerfristigen Erwerbslosigkeit (etwa 
Armut) zu schützen. Allgemeine wohlfahrtsstaatliche Unterstützungsleistungen sind hier  
ebenso wichtig wie spezifische, an den konkreten Bedürfnissen von Familien orientierte 
familienpolitische Programme. 
3. Sowohl arbeitsmarktpolitische als auch wohlfahrts- und familienpolitische Maßnahmen 
sind ihrerseits eingebunden in gesellschaftliche Werte und Normen, wie etwa Gerechtig-
keitsvorstellungen oder Familienleitbilder. Diese bilden den „kulturellen Rahmen“ für die 
Ausgestaltung der ländertypischen Institutionen und legitimieren sie, begrenzen aber 
gleichzeitig auch deren Reformfähigkeit. Um die mögliche Vorbildfunktion anderer Län-
dermodelle für den deutschen Fall einschätzen zu können, reicht es somit nicht aus, nur 
die „strukturelle Dimension“ der arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Institutionen zu ver-
gleichen, sondern es müssen auch die den Institutionen zugrunde liegenden kulturellen 
Werte und Normen betrachtet und auf ihre Übertragbarkeit für den deutschen Kontext  
überprüft werden. 
Im Folgenden soll für die vier ausgewählten Länderbeispiele ein kurzer Überblick über all-
gemeine arbeitsmarkt- und sozialpolitische Muster sowie über die ihnen zugrunde liegenden 
Werte und Einstellungsmuster gegeben werden. Als Datenbasis wird dabei auf Arbeitsmarkt- 
und Sozialdaten internationaler statistischer Organisationen (OECD, Eurostat) bzw. Ergebnis-
se international durchgeführter Bevölkerungsbefragungen (ISSP12) zurückgegriffen. 
2.1 Nationale Arbeitsmärkte und Beschäftigungssysteme 
Wie im einführenden Globalisierungsbeitrag dargestellt (vgl. Rupp, in diesem Band) streben 
Unternehmen im Globalisierungsprozess eine zunehmende Flexibilisierung der Arbeitsver-
hältnisse ihrer Arbeitnehmer an, um sich an wandelnde Weltmarktbedingungen rasch anpas-
sen zu können. Einen effizienten Schutz gegen derartige Flexibilisierungsmaßnahmen können 
staatliche Kündigungsschutzregelungen bieten, indem sie die Möglichkeiten einer Entlassung 
von Arbeitnehmern rechtlich begrenzen. Abbildung 14 gibt für die vier ausgewählten Bei-
spielländer einen Überblick über den „Employment Protection Legislation Index“ der OECD. 
Dieser Index stellt ein zusammengefasstes Maß über den Umfang des gesetzlichen Kündi-
gungsschutzes dar, das sowohl Regelungen für individuelle Kündigungen, für Massenentlas-
sungen als auch die gesetzlichen Möglichkeiten zur befristeten Beschäftigung von Arbeit-
                                                 
12  International Social Survey Programme, nähere Informationen unter www.issp.org bzw. 
http://www.gesis.org/en/ data_service/issp/index.htm. 
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nehmern berücksichtigt. Ein Indexwert von „0“ entspricht dabei einem weitgehenden Fehlen 
von Kündigungsschutzregelungen, der theoretische Maximalwert von „6“ einem maximalen, 
nahezu lückenlosen Kündigungsschutz.13
Abb. 14 Umfang des gesetzlichen Kündigungsschutzes und Langzeitarbeitslosigkeit im Län-
dervergleich, 2003 
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Quelle: OECD 2006. 
Wie aus Abbildung 14 ersichtlich, ist der Kündigungsschutz in den Vereinigten Staaten ver-
gleichsweise niedrig. Der rechtliche Schutz gegen eine individuelle Kündigung und die Regu-
lierungen von befristeten Arbeitsverträgen sind hier ausgesprochen gering ausgeprägt (vgl. 
OECD 2004: S.2). In den USA sind Arbeitgeber somit in Zeiten wirtschaftlicher Fluktuation 
eher in der Lage, ihre Belegschaftsstärke flexibel durch Kündigungen bzw. Neueinstellungen 
an geänderte Marktbedingungen anzupassen. Individuelle Beschäftigungsverhältnisse sind 
dementsprechend oftmals unsicher, und amerikanische Arbeitnehmer sehen sich häufig dem 
Risiko von Kündigungen und Arbeitsplatzverlusten gegenüber. Deutschland, Italien und 
Schweden weisen hingegen zu Beginn des 21. Jahrhunderts einen mittleren bis hohen Kündi-
gungsschutz auf, der die Möglichkeit betrieblicher Freisetzungen beschränkt (etwa durch den 
Einbezug von Betriebsräten als ‚dritte Partei’); gleichzeitig gelten umfassendere Einschrän-
kungen für befristete Beschäftigungsverhältnisse. Im Arbeitsmarkt etablierte Erwerbstätige 
genießen somit in Deutschland, Italien und Schweden auch im Globalisierungsprozess eine 
vergleichsweise hohe Arbeitsplatzsicherheit. 
Im Kontext raschen ökonomischen, strukturellen und technologischen Wandels lässt sich in-
dividuelle Arbeitsmarktsicherheit jedoch nicht nur auf den Kündigungsschutz der berufstäti-
gen Bevölkerung reduzieren. Sie umfasst ebenso die Verfügbarkeit von Wiedereinstiegsmög-
lichkeiten in den Arbeitsmarkt im Anschluss an unfreiwillige (etwa durch Betriebsschließun-
gen) oder freiwillige Phasen von Nichterwerbstätigkeit (etwa aufgrund familienbedingter Er-
werbsunterbrechungen). Umfangreiche Kündigungsschutzregelungen können sich hier unter 
                                                 
13  Dieser theoretische Maximalwert wird jedoch von kaum einem westlichen Industrieland auch nur annähernd 
erreicht. Innerhalb der von der OECD untersuchten Länder weisen die Türkei und Portugal mit EPL-Werten 
von etwa 3,5 den umfassendsten Kündigungsschutz auf (vgl. OECD 2004). 
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Umständen sogar nachteilig auf Nichterwerbstätige auswirken, indem sie die Bereitschaft von 
Arbeitnehmern zur Neueinstellung von Arbeitskräften reduzieren, da umfangreich geschützte 
Arbeitnehmer in Zeiten raschen ökonomischen Wandels ggf. eine ungewollte langfristige 
Festlegung darstellen. Es käme dann zum Entstehen eines sogenannten „Insider-Outsider-
Arbeitsmarktes“ (Lindbeck und Snower 1988, Hardes 1989), in dem ein umfassender Be-
schäftigungsschutz erwerbstätigen „Insidern“ zwar einerseits eine vergleichsweise sichere 
Beschäftigung garantiert, nicht-erwerbstätigen „Outsidern“ jedoch den erfolgreichen (Wieder-
) Einstieg in den Arbeitsmarkt erschwert. Die Folge wäre eine Verfestigung von erhöhter 
(Dauer-) Arbeitslosigkeit und deren Konzentration auf spezifische „Randgruppen des Ar-
beitsmarktes“. Abbildung 15 überprüft diese These, indem sie den Gesamtumfang an Arbeits-
losigkeit sowie deren durchschnittliche Dauer, aufteilt in „Langzeitarbeitslosigkeit“ sowie 
„Arbeitslosigkeit von weniger als einem Jahr“, für den Zeitraum 1990-2000 wiedergibt.  
Abb. 15 Durchschnittliche Höhe und Dauer von Arbeitslosigkeit, 1990-2000 
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Quelle: OECD 2006. 
Die Abbildung verdeutlicht für Deutschland und Italien die Kehrseite des hohen staatlichen 
Beschäftigungsschutzes: Beide Länder weisen mit neun bzw. elf Prozent eine relativ hohe 
Arbeitslosigkeitsrate auf; zudem entfällt hier etwa die Hälfte (Deutschland: 45,3%) bis zwei 
Drittel (Italien 63,0%) der Gesamtarbeitslosigkeit auf strukturelle Langzeitarbeitslosigkeit. 
International vergleichende Ergebnisse des Mannheimer Soziologen Markus Gangl belegen 
zudem, dass sich in Deutschland Jobverlust und Arbeitslosigkeit auch langfristig negativ auf 
den weiteren Verlauf von Erwerbskarrieren auswirken (vgl. Gangl 2005), so dass das deut-
sche System der Arbeitsmarktregulierung die Herausbildung einer dauerhaft benachteiligten 
Randgruppe des Arbeitsmarktes befördert. Demgegenüber wird in den Vereinigten Staaten 
der geringe Kündigungsschutz für Arbeitnehmer offenbar durch günstige Wiedereinstiegs-
möglichkeiten für Arbeitslose zumindest teilweise ausgeglichen: Mit 5,5 Prozent liegt die Ar-
beitslosenquote hier deutlich unterhalb derer der europäischen Beispielländer, und nur etwa 
ein Zehntel aller amerikanischen Arbeitslosen ist von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen. Ne-
ben der geringen Regulierung des amerikanischen Arbeitsmarktes ist dieses Ergebnis jedoch 
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auch auf die geringe Höhe und nur begrenzte Bezugsdauer von Sozialleistungen in den USA 
zurückzuführen. Der Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt stellt somit für amerikanische Ar-
beitslose häufig keine freie Entscheidung dar, sondern ist aus materiellen Gründen oft nahezu 
erzwungen. Amerikanische Arbeitslose akzeptieren daher bei der Rückkehr in den Arbeits-
markt eher eine schlechter bezahlte Beschäftigung, die unter Umständen auch mit beruflichen 
Abstiegen verbunden sein kann (vgl. Gangl 2004). Schweden weist überraschenderweise trotz 
eines vergleichbaren Kündigungsschutzes eine günstigere Arbeitsmarktbilanz auf als 
Deutschland: Die Gesamtarbeitslosigkeit liegt hier mit etwa sieben Prozent zwar nur leicht 
unterhalb der deutschen; Langzeitarbeitslosigkeit betrifft hier jedoch nur weniger als ein Vier-
tel aller Arbeitslosen. Grundlegend für diese positive Arbeitsmarktbilanz ist die von Schwe-
den und den anderen skandinavischen Ländern betriebene aktive Arbeitsmarktpolitik: Schwe-
den investiert etwa 2,5 Prozent seines Bruttoinlandsproduktes (BIP) in aktive arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen – etwa doppelt so viel wie Deutschland und weitaus mehr als in den Ver-
einigten Staaten, in denen weniger als 0,5 Prozent des BIP in aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen fließen (eigene Auswertungen auf Basis von OECD 1998). Schwedische 
Arbeitslose erhalten von staatlicher Seite einerseits großzügige finanzielle Unterstützungsleis-
tungen. Der Bezug dieser Leistungen ist jedoch an die Teilnahme an staatlichen Weiterbil-
dungs- bzw. Reintegrationsangeboten gebunden, die die Beschäftigungschancen von Arbeits-
losen erhöhen sollen. Auch allen anderen Bürgern stehen Weiterbildungsmöglichkeiten unab-
hängig von Erwerbsstatus, Alter und Geschlecht zur Verfügung (Kvist 2001, OECD 1999). 
Jüngere Studien belegen die hohe Effizienz der skandinavischen Arbeitsmarktpolitik (Kvist 
2001). Für eine mögliche Übertragung auf den deutschen Fall gilt es jedoch zu bedenken, 
dass sie mit deutlich hohen öffentlichen Kosten verbunden ist, als gegenwärtig in Deutschland 
für arbeitsmarktpolitische Zwecke investiert werden. 
Fazit 
Auf der Ebene der Arbeitsmarktpolitik lassen sich somit in den vier untersuchten Beispiellän-
dern verschiedene politische Ansätze im Umgang mit globalisierungsbedingten Wandel er-
kennen, die zu einem unterschiedlichen Ausmaß von Erwerbsunsicherheiten führen: 
• Deutschland und Italien fördern durch umfangreiche Kündigungsschutzregelungen zwar 
die Beschäftigungssicherheit bereits im Arbeitsmarkt etablierter Personen, unterstützen 
jedoch Erwerbslose nur bedingt beim Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. Einer Gruppe 
von umfassend geschützten erwerbstätigen Arbeitsmarkt-„Insidern“ in sicheren Beschäf-
tigungsverhältnissen steht somit eine benachteiligte Gruppe von „Outsidern“ gegenüber, 
denen es nur schwer gelingt, dauerhaften Zugang zum Arbeitsmarkt zu erlangen.  
Die Vereinigten Staaten hingegen vertrauen zur Bewältigung steigenden Globalisie-
rungsdrucks weitgehend auf einen flexiblen, gesetzlich nur minimal regulierten Arbeits-
markt. Erwerbstätige Arbeitnehmer sind hier zwar einem hohen Risiko von Arbeitsplatz-
verlusten ausgesetzt, besitzen jedoch gleichzeitig gute Chancen für eine Rückkehr in den 
Arbeitsmarkt. Allerdings kann eine derartige Arbeitsmarktmobilität häufig mit Ver-
schlechterungen in Entlohnung und beruflichem Ansehen einhergehen. Die hohe Unsi-
cherheit einzelner Arbeitsverhältnisse wird in den Vereinigten Staaten somit nur teilweise 
durch die Erleichterung eines Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt ausgeglichen. 
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• In Schweden hingegen garantieren ein ausgeprägter Kündigungsschutz, die Förderung 
lebenslangen Lernens sowie umfangreiche öffentliche Unterstützungsmaßnahmen für 
Erwerbslose einen hohen Grad an Sicherheit im Erwerbsleben. Das umfassende öffentli-
che Engagement stabilisiert zum einen die Beschäftigungsverhältnisse etablierter Arbeit-
nehmer, sichert jedoch gleichzeitig auch Erwerbslose materiell ab und fördert ihre baldi-
ge Rückkehr in den Arbeitsmarkt. 
2.2 Nationale Sozial- und Familienpolitik 
Neben arbeitsmarktpolitischen Programmen kommt wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen eine 
zentrale Rolle bei der Verarbeitung der Folgen des Globalisierungsprozesses zu. Sie sichern 
Individuen und ihre Familien materiell gegen allgemeine Lebensrisiken (Alter, Krankheit, In-
validität) sowie gegen diejenigen des Arbeitsmarktes ab (Arbeitslosenversicherung, soziale 
Mindestsicherung) und garantieren damit materielle Sicherheit über die eigene Erwerbstätig-
keit hinaus. Ähnlich wie bei den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zeigen sich auch im 
Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Maßnahmen große internationale Unterschiede zwischen den 
vier ausgewählten Beispielländern. 
Tabelle 1 verdeutlicht diese zunächst anhand der nationalen Sozialleistungsquoten im Zeit-
raum von 1990 bis 200014. Ergänzt wird dieses Maß des „wohlfahrtsstaatlichen Inputs“ in 
Tabelle 1 durch die nationalen Armutsquoten als Indikator für die tatsächliche materielle Ef-
fizienz wohlfahrtsstaatlichen Handelns auf individueller Ebene.  
Tab. 1 Sozialleistungen und Armutsquote im Ländervergleich  
 Schweden Deutschland Italien Vereinigte Staaten 
Sozialleistungsquote 32,1 25,8 21,5 14,8 
Armutsquote 3,7 8,3 14,2 16,7 
Quelle: OECD 2006 
Von den vier betrachteten Ländern weist Schweden für die 90er Jahre mit einer durchschnitt-
lichen Sozialleistungsquote von 32,1 Prozent das finanziell umfangreichste wohlfahrtsstaatli-
che Engagement auf, das sich in einer äußerst geringen Armutsquote von nur 3,7 Prozent wi-
derspiegelt. Deutschland und Italien folgen mit Sozialleistungsquoten von 25,8 bzw. 21,5 
Prozent. Während jedoch in Deutschland die Armutsquote mit 8,3% noch etwa auf der Höhe 
des OECD-Durchschnitts liegt (Förster & Mira d’Ercole 2005: 23), fällt sie in Italien etwa 
doppelt so hoch aus. 
Die hohe Armutsquote in Italien lässt sich zum einen darauf zurückführen, dass die Vertei-
lung wohlfahrtsstaatlicher Transfers hier weniger weitgespannt als in Deutschland erfolgt, 
und sich dadurch deutliche Unterschiede der wohlfahrtsstaatlichen Versorgung zwischen 
Regionen und Personengruppen ergeben. Wohlfahrtsstaatliche Transfers kommen 
insbesondere im öffentlichen Sektor beschäftigten Personen sowie Arbeitnehmern in festen 
                                                 
14  Sozialleistungsquoten entsprechen dem durchschnittlichen Anteil des nationalen Bruttoinlandsproduktes, der 
jährlich für Sozialleistungen investiert wird. 
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im öffentlichen Sektor beschäftigten Personen sowie Arbeitnehmern in festen kontinuierli-
chen Beschäftigungsverhältnissen zugute. Dem hingegen erhalten junge Arbeitsmarkteinstei-
ger ohne vorherige berufliche Erfahrung kaum bzw. nur äußerst geringe staatliche Unterstüt-
zung (vgl. Ferrera 1996). Darüber hinaus erweisen sich die staatlichen Sozialleistungen in Ita-
lien auch über die Generationen hinweg als ungleich verteilt: über zwei Drittel der gesamten 
Sozialleistungen entfallen hier auf Leistungen für ältere Menschen (Rente, Witwenrente, Er-
werbsunfähigkeit), während arbeitsmarkt- und familienpolitische Ausgaben nur einen gerin-
gen Bruchteil ausmachen (eigene Berechnungen auf Basis von OECD 2006). Die Vereinigten 
Staaten weisen schließlich mit einer Sozialleistungsquote von 14,8% ein im internationalen 
Vergleich ausgesprochen geringes wohlfahrtsstaatliches Engagement auf, die Armutsquote 
(16,7%) gehört entsprechend zu den höchsten aller modernen Industriestaaten (Förster & Mi-
ra d’Ercole 2005: 21ff.). 
Sozialleistungsquoten stellen einen ersten empirischen Anhaltspunkt für die materielle Unter-
stützung von Familien in verschiedenen Wohlfahrtsstaaten dar. Als zusammengefasste Werte 
sämtlichen wohlfahrtsstaatlichen Engagements sagen sie jedoch wenig über die konkrete 
Verwendung staatlicher Mittel aus, sowohl im Hinblick auf konkrete Aufgabenfelder als auch 
bezüglich der Form wohlfahrtsstaatlichen Handelns (direkte Geldtransfers vs. Bereitstellung 
von Dienstleistungen). Für die materielle Sicherheit von Familien sind insbesondere explizit 
familienpolitische Maßnahmen von Bedeutung. Familienpolitik kann Familien auf zwei un-
terschiedliche Weisen unterstützen: Sie kann zum einen Familien direkt finanziell absichern, 
indem sie ihnen umfangreiche Geldtransfers als Ausgleich für kinderbezogene Kosten oder 
aber auch die notwendige Erwerbsaufgabe eines Ehepartners zur Verfügung stellt. Zum ande-
ren kann sie aber auch Familien indirekt fördern, indem sie beiden Elternteilen durch Maß-
nahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine eigene Erwerbstätigkeit wäh-
rend der Kinderphase ermöglicht, und damit das Haushaltseinkommen auf eine breitere Basis 
gestellt wird. Tabelle 2 greift diese Unterscheidung auf und gibt einen Überblick über den 
Umfang staatlicher Aufwendungen für familienpolitische Zwecke (als prozentualer Anteil des 
BIP) sowie dessen Aufteilung in direkte Geldtransfers und staatliche Dienstleistungen. Als il-
lustratives Beispiel für Vereinbarkeitspolitiken werden zudem die altersspezifischen Betreu-
ungsquoten für Vorschulkinder in öffentlichen und privaten Betreuungseinrichtungen ausge-
wiesen. Diesem familienpolitischen ‚Input’ werden als ‚Output’ die Kinderarmutsquote sowie 
die durch die familienpolitischen Maßnahmen unterstützten Erwerbsmuster von Män-
nern/Frauen mit und ohne Kinder gegenübergestellt. 
Die internationalen Unterschiede in der Familienpolitik erweisen sich dabei als noch ausge-
prägter als die allgemeinen wohlfahrtsstaatlichen Differenzen. Eine Sonderstellung nimmt 
dabei wiederum Schweden ein. Hier werden mehr als vier Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
in familienpolitische Maßnahmen investiert; ein Wert der die Ausgaben der anderen Beispiel-
länder um mehr als das Doppelte übersteigt. Auffällig ist auch die auf hohem Niveau unge-
fähr gleichmäßige Aufteilung staatlicher Ausgaben für monetäre Transfers und staatliche 
Dienstleistungen: Durch umfangreiche Kindergeldleistungen bzw. hohe Lohnersatzraten für 
in Elternzeit befindliche Ehepartner garantiert die schwedische Politik Familien einerseits 
während der Kleinkindphase ein gutes finanzielles Auskommen. Gleichzeitig wird es Eltern 
durch umfassende und zeitlich flexible Kinderbetreuungseinrichtungen erleichtert, bereits 
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nach dem ersten Lebensjahr des Kindes wieder in das Erwerbsleben zurückzukehren. Die 
schwedische Familienpolitik fördert somit explizit ein „Zweiverdienermodell“, in dem beide 
Ehepartner zum gemeinsamen Haushaltseinkommen beitragen. Die geringe Kinderarmutsquo-
te von 2,5% bestätigt dabei die soziale Effizienz dieses politischen Ansatzes. Einige Sozial-
wissenschaftler kritisieren allerdings die implizite normative Prägung des schwedischen Poli-
tikansatzes. Hohe individuelle Steuerquoten erfordern hier die Erwerbstätigkeit beider Ehe-
partner und lassen Familien mit Kindern somit nur bedingt die ‚freie Wahl’ zwischen einer 
längeren ‚Familienpause’ eines Ehepartners und einer außerhäuslichen Betreuung des Nach-
wuchses. 
Tab. 2 Familienpolitische Ausgaben, Kinderbetreuungsleistungen und Kinderarmut im  
Ländervergleich (Durchschnittswerte 1990-2000) 
   Schweden Deutschland Italien Vereinigte Staaten 
Familienpolitische Ausgaben 
(jeweils in % des BIP) 
    
Familienausgaben gesamt 4,14% 2,20% 0,91% 0,57% 
Davon:  
Monetäre Transfers  
2,15% 1,47% 0,54% 0,28% 
Davon: Sach- und Dienstleis-
tungen 
1,99% 0,73% 0,37% 0,29% 
Kinderbetreuungsangebote     
0-2 Jahre (öffentl. Angebot) 32% 2% 5% 1% 
3-6 Jahre (öffentl. Angebot) 79% 78% 88% 14% 
Betriebliche Kinderbetreuung 1% 16% 5% 19% 
Beschäftigungsquoten von 
Männern / Frauen im Alter von 
25-54 J. ohne Kinder 
 81,5% / 81,9%  84,5% / 77,3% 79,0% / 52,8% 85,8 % / 78,6% 
Beschäftigungsquoten von 
Männern / Frauen im Alter von 
25-54 J.mit zwei Kindern  
91,2% / 81,8% 91,9% / 56,3%  92,3% / 42,4% 93,7% / 64,7% 
Kinderarmutsquote 2,5% 10% 18,6% 22,3% 
Quelle: Gornick & Meyers 1997(2003), OECD 2006, 1999 (eigene Berechnungen). 
In Deutschland fallen die familienpolitischen Ausgaben mit etwas mehr als zwei Prozent des 
BIP deutlich geringer aus als in Schweden. Auffällig ist zudem, dass die familienpolitischen 
Ausgaben sich hier in stärkerem Maße auf finanzielle Transfers an Familien konzentrieren, 
wie etwa das Kindergeld, das Elterngeld oder die steuerlichen Erleichterungen für Familien in 
Form des ‚Ehegattensplittings’. Kinderbetreuungseinrichtungen, stehen häufig erst ab dem 
 
 ? ifb - Materialien 3/2007 50
Vorschulalter zur Verfügung und bieten auch dann oft nur eine Halbtagsbetreuung an.15 Für 
Familien mit Kindern fördert das deutsche Familienpolitikmodell somit eine vorübergehende 
Erwerbsaufgabe der Ehefrau während der Kleinkindphase. Aufgrund der nur halbtäglichen 
Betreuung in Kindergärten und Schulen ist für viele Mütter auch anschließend nur die Auf-
nahme einer Teilzeitbeschäftigung möglich. Familienpolitische Maßnahmen fördern in 
Deutschland somit eher ein „Eineinhalb-Verdienermodell“ mit vollzeiterwerbstätigem Ehe-
mann und in Teilzeit beschäftigter Ehefrau. Insbesondere für Alleinerziehende und kinderrei-
che Familien kann diese Form der Absicherung jedoch zu finanziellen Engpässen bei der Ver-
sorgung der eigenen Familie führen (BMfSFJ 2002). Die Kinderarmutsquote von 10% belegt, 
dass trotz des umfangreichen Aufwands für direkte Transferleistungen die angemessene öko-
nomische Sicherung von Familien in Deutschland noch ein Problem darstellt. 
Die Ausrichtung der italienischen Familienpolitik fördert hingegen eine ‚klassische’ Arbeits-
teilung zwischen beiden Ehepartnern: Der Staat investiert hier nur etwa 0,9% des BIP in fami-
lienpolitische Zwecke. Finanzielle Transfers sind ausgesprochen gering und direkte Dienst-
leistungen für Familien weisen eine große regionale Streuung auf, so dass der Konflikt zwi-
schen Kinderbetreuung und Beruf häufig an die Familie zurückverwiesen wird. Da zudem 
kaum Teilzeitstellen oder flexible Arbeitszeitarrangements existieren, ist die Gründung einer 
Familie oft mit der langfristigen Erwerbsaufgabe eines Ehepartners verbunden. Finanziell 
bleiben Familien mit Kindern damit einseitig auf das zunehmend unsichere Erwerbseinkom-
men des meist männlichen Alleinverdieners angewiesen. Die hohe Kinderarmutsquote von 
18,6% ist Beleg für die erkennbaren Defizite des italienischen Familienpolitikmodells. 
Die Vereinigten Staaten weisen mit nur etwa 0,6% des BIP die niedrigste familienpolitische 
Leistungsquote der vier Beispielländer auf. Trotz der geringen staatlichen Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf sind aber auch in zwei Dritteln aller Familien mit Kindern 
beide Ehepartner erwerbstätig, da das niedrige Lohnniveau, das geringe Ausmaß staatlicher 
Sozialleistungen sowie die unzureichende Sicherheit der Beschäftigung nur eines Ehepartners 
eine beiderseitige Erwerbstätigkeit erfordern. Fehlende staatliche Betreuungseinrichtungen 
werden teilweise durch betriebliche oder private Kinderbetreuungseinrichtungen (vgl. Tabelle 
2) sowie die größere Verbreitung flexibler Arbeitszeitarrangements (Kohler, Billari und Orte-
ga 2006) ausgeglichen. Die fehlende staatliche Grundsicherung sowie die soziale Ungleich-
heit in den Nutzungsmöglichkeiten privater Betreuungseinrichtungen tragen jedoch zu einer 
ausgesprochen hohen Kinderarmutsquote von über 22 Prozent bei, die in den USA zuneh-
mend zum Gegenstand öffentlicher Kritik wird (vgl. z.B. Kamerman 1998, Unicef 2000, 
Vleminckx und Smeeding 2001). 
                                                 
15  Hierbei muss allerdings zwischen alten und neuen Bundesländern unterschieden werden. Während hinsicht-
lich der Verfügbarkeit von Kindergartenplätzen in beiden Landesteilen nahezu Vollversorgung herrscht, liegt 
die Versorgung mit Krippen- und Hortplätzen sowie das Angebot an Ganztagsbetreuung in den neuen Bun-
desländern deutlich über dem westdeutschen Niveau (vgl. Büchel und Spieß 2002, Esch und Stöbe-Blossey 
2002). Das familienpolitische Angebot in Ostdeutschland setzt somit bessere Anreize für eine Vollzeitbe-
schäftigung von Frauen, deren Anteil hier in der Tat höher ausfällt als in den alten Bundesländern. 
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Fazit 
Ergänzt man das in Kapitel 2.1. gewonnene Bild der Arbeitsmarktpolitik um die vorangegan-
genen sozial und familienpolitischen Vergleiche, so ergeben sich weitere bedeutende Länder-
differenzen im Hinblick auf die länderspezifische Verarbeitung globalisierungsbedingter Un-
sicherheit für Familien:  
• Für Schweden bestätigt sich das Modell einer umfassenden staatlichen Sicherung gegen 
verschiedenste globalisierungsbedingte Lebensrisiken auch in der sozial- und familienpo-
litischen Betrachtung: Umfassende staatliche Leistungen sichern Familien hier finanziell 
ab, eine explizit an Geschlechtergleichheit und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
orientierte Politik ermöglicht es zudem beiden Ehepartnern, erwerbstätig zu sein und da-
mit die materielle Sicherheit der Familie auf eine breite Basis zu stellen. 
• Für die Vereinigten Staaten bestätigt sich hingegen auch aus sozial- und familienpoliti-
scher Perspektive das Bild eines geringen staatlichen Engagement und der weitgehenden 
Übertragung der Verantwortung für die Anpassung an den globalisierungsbedingten 
Wandel an das Individuum. Zwar ermöglichen sowohl private Angebote als auch flexible 
Arbeitszeiten auch hier eine beiderseitige Erwerbstätigkeit beider Ehepartner, diese geht 
jedoch mit deutlich größeren finanziellen und sozialen Ungleichheiten und Unsicherhei-
ten einher als in den skandinavischen Staaten.  
• Deutschland betreibt eine umfangreichere und im Hinblick auf die Verbreitung von Kin-
derarmut sozial deutlich erfolgreichere Familienpolitik. Umfangreiche staatliche Trans-
fers sichern hier Familien finanziell weitgehend ab. Da jedoch Kinderbetreuungsdefizite 
sowie steuerlichere Vergünstigungen ein „Eineinhalb-Verdiener-Modell“ fördern, erge-
ben sich insbesondere bei Einelternfamilien und atypischen Familienformen soziale Si-
cherungslücken.  
• Italien hingegen verlagert die Verantwortung für materielle Sicherheit im Globalisie-
rungsprozess weitgehend auf die klassische Kernfamilie. Sozial- und familienpolitische 
Maßnahmen fördern ein familiales Erwerbsmodell, in dem die finanzielle Sicherheit von 
Familien vor allem durch den männlichen Alleinverdiener gewährleistet wird, dessen Ar-
beitsverhältnis wiederum arbeitsrechtlich weitgehend geschützt werden soll. Bemer-
kenswerterweise verstärken die ungleich verteilten und an vorheriger Erwerbstätigkeit 
gebundenen italienischen Sozialleistungen noch die bereits im Arbeitsmarkt angelegten 
Differenzen zwischen ‚Insidern’ und ‚Outsidern’(vgl. Abschnitt 2.1). 
2.3 Kulturelle Normen und Wertvorstellungen 
Die skizzierten arbeitsmarkt- und wohlfahrtspolitischen Muster stehen in einem engen Zu-
sammenhang mit spezifischen Normen und Werten, die die kulturelle Grundlage für deren 
konkrete Ausgestaltung bilden. Tabelle 3 verdeutlicht diese normativen Grundlagen anhand 
dreier ausgewählter Fragestellungen aus repräsentativen Bevölkerungsumfragen: Die Frage 
nach der staatlichen Zuständigkeit für eine grundsätzliche Arbeitsplatzgarantie wird als Indi-
kator für die Befürwortung einer aktiven staatlichen Rolle in der Regulierung des Arbeits-
marktes verwendet. Zwei weitere Fragen fokussieren hingegen auf familienbezogene Wert-
vorstellungen: Die Frage nach der Zustimmung zum klassischen Ernährermodell mit erwerbs-
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tätigem Ehemann und auf Familienarbeit fokussierter Ehefrau dient dabei als Indikator für 
Einstellung zur klassischen innerfamilialen Arbeitsteilung. Die Frage, ob ein Kind im Vor-
schulalter darunter leidet, wenn seine Mutter berufstätig ist, fokussiert hingegen stärker auf 
die grundlegende Akzeptanz einer außerhäuslichen Betreuung von Vorschulkindern, die meist 
die Grundlage für eine Erwerbstätigkeit beider Ehepartner darstellt. Wiedergegeben ist je-
weils die prozentuale Zustimmung aller befragten Personen zu den jeweiligen Fragestellun-
gen. 
Tab. 3 Einstellungen zu staatlicher Arbeitsmarktpolitik und Familie im Ländervergleich  
(starke und mittlere Zustimmung zu u.g. Aussagen) 
 Schweden Deutschland Italien Vereinigte 
Staaten 
Staatliche Arbeitsmarktpolitik (1996)     
„Der Staat sollte einen Arbeitsplatz für jeden be-
reitstellen, der arbeiten will.“16
65,1% ABL: 74,5%
NBL: 91,9% 
77,3% 39,4% 
Familienbezogene Einstellungen17 (1994)     
„Die Aufgabe des Mannes ist es, Geld zu verdie-
nen, die der Frau, sich um Haushalt und Familie 
zu kümmern“ 
11,4% ABL: 37,3%
NBL: 11,2%
  
33,2% 21,4% 
„Ein Kind, das noch nicht zur Schule geht, wird 
wahrscheinlich darunter leiden, wenn seine Mu-
ter berufstätig ist.“ 
29,1% ABL: 71,0%
NBL: 31,6% 
68,1% 41,5% 
Quelle: International Social Survey Programme (ISSP) 1994, 1996 (eigene Berechnungen) 
Betrachtet man zunächst die Zustimmung zu aktiver staatlicher Arbeitsmarktpolitik, so fällt 
die ausgeprägte Differenz zwischen den USA und den drei europäischen Staaten auf. Wäh-
rend in Deutschland, Italien und Schweden deutlich mehr als die Hälfte aller Befragten einer 
staatlichen Beschäftigungsgarantie zustimmt, findet sich eine derartige Zustimmung in den 
Vereinigten Staaten nur bei etwa 40 Prozent, 28% aller amerikanischen Bürger lehnen eine 
derartige Maßnahme sogar strikt ab.18 In den USA geht die staatliche Zurückhaltung in der 
Arbeitsmarktpolitik somit mit einer geringen Akzeptanz derartiger, über eine reine Grundsi-
                                                 
16 Die Fragestellung lautete „Bitte geben sie nun an, in wieweit die folgenden Dinge in der Verantwortlichkeit 
des Staates liegen sollten“. Antwortmöglichkeiten: „Der Staat sollte auf jeden Fall verantwortlich sein / ver-
antwortlich sein / nicht verantwortlich sein / auf keinen Fall verantwortlich sein“. In Tabelle 3 wiedergege-
ben ist der prozentuale Anteil der ersten beiden Antwortmöglichkeiten.  
17 Die Fragestellung lautete „Wie ist ihre Meinung zu den folgenden Aussagen?“ Antwortmöglichkeiten: 
„Stimme voll und ganz zu / stimme zu / weder noch / stimme nicht zu / stimme überhaupt nicht zu“. In Ta-
belle 3 wiedergegeben ist der prozentuale Anteil der ersten beiden Antwortmöglichkeiten.  
18  Wert für die Antwortmöglichkeit „stimme überhaupt nicht zu“. Zum Vergleich: Schweden 10,5%, Deutsch-
land (alte Bundesländer) 4,9%, Deutschland (neue Bundesländer) 1,4%, Italien 9,4%. 
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cherung hinausgehenden, Maßnahmen in der Bevölkerung einher.19 Dem hingegen entspricht 
in den drei europäischen Staaten die höhere Zustimmung zu einer aktiven arbeitsmarktpoliti-
schen Rolle des Staates dem faktisch umfangreicheren staatlichen Engagement in Arbeits-
schutz und Arbeitsmarktpolitik (vgl. Abschnitt 2.1). In Deutschland zeigt sich dabei ein be-
merkenswerter Unterschied zwischen alten und neuen Bundesländern: Während in west-
deutschland etwa drei Viertel der Bevölkerung eine staatliche Zuständigkeit für eine Arbeits-
platzgarantie befürworten, ist dies in Ostdeutschland für über 90% aller Befragten der Fall. 
Tab. 4 Politikansätze und kulturelle Wertvorstellungen im Ländervergleich 
 Schweden Deutschland Italien Vereinigte Staaten 
Arbeitsmarkt- und 
Arbeitsmarktpo-
litik 
Beschäftigungssicher-
heit durch Kündigungs-
schutz und aktive Ar-
beitsmarktpolitik 
Hoher Kündigungs-
schutz, aber Zugangs-
barrieren für Erwerbs-
lose („insder-outsider“-
Arbeitsmarkt) 
Hoher Kündigungs-
schutz, aber Zugangs-
barrieren für Erwerbs-
lose („insder-outsider“-
Arbeitsmarkt) 
Geringer Kündigungs-
schutz, Ausgleich 
von Arbeitsplatzun-
sicherheit durch 
flexiblen Arbeits-
markt 
Familien- und  
Sozialpolitik 
Umfassende Absiche-
rung für Familien, För-
derung eines Zweiver-
dienermodells 
Umfangreiche Geld-
transfers, Defizit bei 
Kinderbetreuung; För-
derung eines 1½- Ver-
dienermodells 
Geringer Umfang staat-
licher Leistungen, För-
derung eines Allein- 
Verdienermodells 
Geringe staatliche Un-
terstützung, Sicherheit 
für Familien durch bei-
derseitige Erwerbstä-
tigkeit 
Einstellungsmuster Unterstützung aktiver 
Arbeitsmarktpolitik, 
Orientierung am Zwei-
verdienermodell 
Unterstützung aktiver 
Arbeitsmarktpolitik, 
Bedeutungsverlust des 
Ernährermodells, aber 
Skepsis gegenüber ex-
terner Betreuung 
Unterstützung aktiver 
Arbeitsmarktpolitik, 
Bedeutungsverlust des 
Ernährermodells, aber 
Skepsis gegenüber ex-
terner Betreuung 
Ablehnung staatlicher 
Arbeitsmarktpolitik, 
Orientierung am Zwei-
verdienermodell, aber 
etwas Skepsis gegen-
über externer Betreu-
ung 
Quelle: eigene Darstellung 
Eine bemerkenswerte Übereinstimmung zeigt sich auch zwischen den familienbezogenen 
Werten und Einstellungen und dem politisch geförderten familialen Erwerbsmodell. So 
stimmt in den durch ein Zweiverdienermodell geprägten Ländern (Schweden, USA) nur eine 
deutliche Minderheit der Befragten einem klassischen Ernährermodell zu; weniger als die 
Hälfte befürchten zudem negative Effekte einer zur Realisierung dieses Modells ggf. notwen-
digen außerhäuslichen Kinderbetreuung. Das Meinungsbild erweist sich dabei in den USA als 
                                                 
19  Basissicherungsmaßnahmen (etwa die staatliche Absicherung bei Krankheit, Alter und Invalidität) erhalten 
in den USA dagegen durchaus eine mehrheitliche Zustimmung. Abgelehnt werden aber Maßnahmen, die ü-
ber eine Basissicherung hinausgehen und dem Prinzip der Leistungsgerechtigkeit widersprechen. Für eine 
umfassendere Diskussion vgl. Roller 2000. 
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etwas zurückhaltender; möglicherweise eine Konsequenz der Tatsache, dass hier die Erwerbs-
tätigkeit beider Ehepartner eher auf finanziellen Druck zurückzuführen ist und die Kinder-
betreuung durch kostenintensivere private, nicht zertifizierte Betreuungsinstitutionen erfolgt. 
In Westdeutschland und Italien ist für die vergangenen zwei Jahrzehnte ein deutlicher Rück-
gang der Zustimmung zu einem klassischen Ernährermodell zu beobachten (Hofäcker 2006, 
Hofäcker & Lück 2004). Allerdings äußert sich hier Mitte der 90er Jahre noch die Mehrheit 
aller Befragten skeptisch gegenüber einer außerhäuslichen Betreuung von Vorschulkindern – 
ein Meinungsbild, das mit dem in beiden Ländern vielfach praktiziertem zumindest zeitweili-
gen Erwerbsausstieg der Mutter während der „Kinderphase“ in Einklang steht. Befragte in 
den neuen Bundesländern weichen von diesem Muster deutlich ab: hier befürworten nur etwa 
10% ein klassisches Ernährermodell und nur etwa ein Drittel befürchtet negative Konsequen-
zen einer haushaltsexternen Kinderbetreuung; mutmaßlich eine Konsequenz der verbreiteten 
außerhäuslichen Ganztagsbetreuung von Vorschul- und Kleinkindern während des Sozialis-
mus. 
Tabelle 4 fasst abschließend die Ergebnisse des internationalen Vergleichs staatlicher Institu-
tionen und kultureller Hintergründe systematisch zusammen. Die Ergebnisse des institutionel-
len Vergleichs sollen im Folgenden der tatsächlichen Entwicklung von Erwerbs- und Famili-
enverläufen im Globalisierungsprozess gegenübergestellt werden. Der Vergleich ermöglicht 
es zu untersuchen, inwiefern es unterschiedlichen staatlichen Modellen gelungen ist, Familien 
im Globalisierungsprozess zu unterstützen und ihre Funktionsfähigkeit zu erhalten. 
3. Globalisierung und die Konsequenzen für Familien und Erwerbsverläufe – 
ein internationaler Vergleich 
Die Datengrundlage für die folgende international vergleichende Darstellung der Entwicklung 
von Familien- und Erwerbsverläufen im Globalisierungsprozess bilden Ergebnisse des inter-
nationalen Forschungsprojektes ‚GLOBALIFE’. In diesem internationalen Forschungsprojekt 
analysierten insgesamt 71 Wissenschaftler aus 17 verschiedenen Ländern unter der Leitung 
von Prof. Hans-Peter Blossfeld (Bamberg) die Auswirkungen des Globalisierungsprozesses 
auf zentrale Phasen und Übergänge in den Lebens-, Familien- und Erwerbsverläufen von 
Männern und Frauen anhand ausgewählter sozial-wissenschaftlicher Längsschnittdaten.20 In 
den folgenden Darstellungen soll der Fokus dabei insbesondere auf den parallelen Entwick-
lungen in den Erwerbsverläufen und den Familienbiografien von Männern und Frauen liegen. 
Im einzelnen dargestellt werden sollen dabei: 
1. der Übergang von der Jugend in das Erwachsenenalter und die während dieser Zeit statt-
findende Etablierung im Arbeitsmarkt sowie deren Auswirkungen auf die Familienbil-
dung und Fertilität, 
2. der Erwerbsverlauf von Männern in der Mitte ihrer beruflichen Karriere, und  
3. der Erwerbsverlauf von Frauen, unter besonderer Berücksichtigung von Familienentwick-
lung und Mutterschaft. 
                                                 
20  Für ausführlichere Informationen vgl. Abschnitt 3 sowie die Internetpräsenz des Forschungsprojektes: 
http://web.uni-bamberg.de/sowi/soziologie-i/globalife/. 
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3.1 Das deutsche Modell: Beschäftigung im Wandel - Familie in der Krise? 
Die Ergebnisse des GLOBALIFE-Projektes zeigen, dass zwar im Zuge des Globalisierungs-
prozesses die Unsicherheit von Erwerbskarrieren in Deutschland zugenommen hat. Diese 
‚Flexibilisierung’ von Erwerbskarrieren erfasst jedoch keinesfalls alle Beschäftigten in glei-
chem Maße, sondern wird auf spezifische Gruppen im Arbeitsmarkt ‚kanalisiert’. Besonders 
von Beschäftigungsunsicherheiten betroffen sind junge Menschen, die trotz der vergleichs-
weise hohen Effizienz des dualen Ausbildungssystems in Deutschland (Blossfeld & Stock-
mann 1999) bei der Etablierung im Arbeitsmarkt auf immer größere Schwierigkeiten treffen. 
Im Gegensatz zu bereits im Arbeitsmarkt etablierten Arbeitnehmern fehlen ihnen vielfach 
Kontakte zu Arbeitsorganisationen, so dass es ihnen nur bedingt gelingt, stabile und kontinu-
ierliche Arbeitsverhältnisse für sich auszuhandeln. Viele junge Menschen in Deutschland se-
hen sich dementsprechend nach Abschluss ihrer Ausbildung mit längeren ‚Wartezeiten’ auf 
eine Beschäftigung konfrontiert, durchlaufen zunehmend Phasen von Arbeitslosigkeit und 
müssen beim Einstieg in den Arbeitsmarkt häufig unsichere oder befristete Beschäftigungs-
verhältnisse akzeptieren (vgl. Buchholz in diesem Band, Globalife 2006). Die im Zuge des 
Globalisierungsprozesses gestiegenen Unsicherheiten betreffen in Deutschland daher Jugend-
liche in überdurchschnittlichem Maße, so dass junge Menschen als klare „Verlierer des Glo-
balisierungsprozesses“ angesehen werden können (Mills, Blossfeld und Klijzing 2005). 
Als zumindest ambivalent erweisen sich die Konsequenzen des Globalisierungsprozesses 
auch für die Erwerbskarrieren deutscher Frauen. Zwar hat im Zuge höherer Bildungsbeteili-
gung rein zahlenmäßig ihre Erwerbsbeteiligung in den letzten Jahrzehnten zugenommen, al-
lerdings werden auch sie im Zuge des Globalisierungsprozesses mit steigenden Arbeitsmarkt-
risiken konfrontiert. Jüngere Frauen in Deutschland kehren nach ‚Kinderpausen’ zwar immer 
häufiger und früher in den Arbeitsmarkt zurück, sehen sich dann aber trotz der rechtlichen 
Regelungen des Mutterschutzes zunehmend dem Risiko beruflicher Abstiege beim Wieder-
einstieg in den Arbeitsmarkt gegenüber. Frauen mit mehreren Kindern bzw. mit Kindern im 
Kleinkindalter fällt es besonders schwer, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren, vermutlich ei-
ne Konsequenz der insbesondere in Westdeutschland geringen Verbreitung frühkindlicher 
Betreuungseinrichtungen bzw. der oft nur halbtags angebotenen Betreuung von Vorschul- und 
Schulkindern (vgl. Buchholz und Grunow 2006; Grunow, Hofmeister und Buchholz 2006). 
Beim Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt arbeiten deutsche Frauen daher häufig nur in Teilzeit 
bzw. sind eher bereit, sich auf flexibilisierte Arbeitsformen (z.B. befristete Arbeitsverträge, 
prekäre Formen der Selbständigkeit) einzulassen (vgl. Blossfeld et al., i.E.). Demgegenüber 
erweisen sich in Deutschland die beruflichen Karrieren von im Erwerbsleben bereits etablier-
ten Männern im Globalisierungsprozess als erstaunlich stabil. Lediglich schlecht ausgebildete 
Männer sahen sich in den vergangenen Jahrzehnten einem steigenden Risiko von Arbeitslo-
sigkeit gegenüber. Sobald es Männern jedoch gelingt sich im Erwerbsleben zu etablieren, er-
weisen sich ihre Karrieren als vergleichsweise sicher (vgl. Kurz, Hillmert und Grunow 2006). 
Während Männer in Deutschland somit gelang, ihre Position als wohlfahrtsstaatlich umfas-
send geschützte „Insider“ des Arbeitsmarktes auch im Globalisierungsprozess beizubehalten, 
wurden Frauen mit Kindern zunehmend in die Rolle von „Outsidern“ gedrängt, auf die Be-
schäftigungsunsicherheiten systematisch verlagert werden können (Blossfeld et al., i.E., 
Buchholz & Grunow 2006). 
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Wie in den vorangegangenen Beiträgen gezeigt, hatten die skizzierten Entwicklungen funda-
mentale Auswirkungen auf die Entwicklung des Familienlebens in Deutschland. Infolge stei-
gender Unsicherheiten beim Berufseinstieg sehen sich immer mehr junge Menschen nicht in 
der Lage, langfristige Bindungen in Form von Ehe oder Familiengründung einzugehen und 
schieben diese entsprechend auf bzw. verzichten ganz auf die Gründung einer Familie (Buch-
holz, in diesem Band). Dieses Verhalten ist insbesondere bei deutschen Männern zu beobach-
ten, die häufig erst dann eine Ehe eingehen bzw. eine Familie gründen, wenn es ihnen gelun-
gen ist sich fest im Erwerbsleben zu etablieren. Bei Frauen hingegen bildeten sich im Globali-
sierungsprozess zwei gegensätzliche Verhaltensmuster heraus: Insbesondere bei schlechter 
gebildeten Frauen wirken sich Erwerbsunsicherheiten (etwa in Form von Teilzeitbeschäfti-
gung oder Arbeitslosigkeit) eher förderlich auf deren Bereitschaft zur Gründung einer Familie 
aus. Angesichts ihrer ungenügenden eigenen Etablierung am Arbeitsmarkt verzichten sie eher 
ganz auf eine Erwerbskarriere und weichen in die traditionelle Rolle der Mutter und Hausfrau 
aus.21 Erwerbsorientierte Frauen mit mittlerem bis höherem Bildungsabschluss neigen hinge-
gen oft dazu, zunächst in ihre Erwerbskarriere zu investieren und eine Familiengründung 
entweder aufzuschieben oder nicht zu realisieren. Die unzureichende Infrastruktur zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf sowie befürchte Karriereeinbußen im Falle einer Erwerbs-
unterbrechung stellen diese Frauen in Deutschland häufig vor die Wahl zwischen Erwerbskar-
riere oder Familie. Sie entscheiden sich daher häufiger dafür, kinderlos zu bleiben oder weni-
ger Kinder zu bekommen als eigentlich gewünscht (Kurz, Steinhage und Golsch 2005, Globa-
life 2006). Diese Entwicklung trägt maßgeblich zum beobachteten Geburtenrückgang in 
Deutschland bei, der gegenwärtig die deutsche Sozialversicherung vor gravierende Finanzie-
rungsprobleme stellt (Buchholz, in diesem Band).  
Die Defizite des deutschen Modells im Hinblick auf die Unterstützung von Familien im Glo-
balisierungsprozess erscheinen somit als offensichtlich. Kann Deutschland von politischen 
Ansätzen anderer Länder lernen? 
3.2 Italien: Familienorientierung oder Überlastung der Familie? 
Wie die Ergebnisse des Globalife-Projektes zeigen, kann das italienische Modell hier kaum 
hilfreiche Ansatzpunkte bieten. Nach der pointierten Einschätzung italienischer Sozialfor-
scher stellt es im Hinblick auf die Gewährleistung von Sicherheit für Familien im Globalisie-
rungsprozess sogar den „schlechtestmöglichen“ Beispielfall dar (Bernardi und Nazio 2005). 
Mit einer durchschnittlichen Jugendarbeitslosigkeitsrate von etwa 30 Prozent wies Italien in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich ungünstigere Bedingungen für junge Berufsein-
steiger auf als Deutschland.22 Mehr als der Hälfte der 15-24jährigen gelang es erst nach einer 
„Wartezeit“ von mehr als einem Jahr Arbeitslosigkeit, sich im Arbeitsmarkt zu etablieren (ei-
                                                 
21  Angesichts des gestiegenen Scheidungsrisikos und der Versorgungsdefizite des deutschen Familienpolitik-
modells für Alleinstehende stellt sich jedoch die Frage, inwiefern dieses Modell in der Lage ist, langfristig 
Sicherheit für Frauen in Deutschland zu garantieren. In den vergangenen zwei Jahrzehnten ist die Schei-
dungsrate in Wesdeutschland von 22,8 (1980) auf 41,6 (1998) gestiegen; für die neuen Bundesländer lässt 
sich seit Beginn der 90er Jahre ebenfalls ein steigender Trend erkennen (Eurostat: Demographic Statistics; 
Council of Europe: Recent Demographic Developments in Europe; zitiert nach EUSI 2006). 
22  Die deutsche Jugendarbeitslosigkeitsquote lag im selben Zeitraum kontinuierlich unter 10%. 
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gene Berechnungen auf Basis von OECD 2006). Angesichts dieser großen Schwierigkeiten 
beim Berufseinstieg sehen sich junge Italiener(innen) dementsprechend oft gezwungen, zu-
nächst nur befristete oder prekäre Arbeitsverhältnisse bzw. unzureichend abgesicherte For-
men der „Scheinselbständigkeit“ einzugehen, die in Italien Höchstwerte erreicht (vgl. Bernar-
di und Nazio 2005, Schulze-Buschoff 2004, Schulze-Buschoff und Schmidt 2006). Das Aus-
maß an Unsicherheit für junge Menschen verschärft sich zudem noch durch das weitgehende 
Fehlen staatlicher Unterstützung für junge Arbeitslose, die ohne vorherige Berufserfahrung 
kaum Zugang zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen haben (Ferrera 1996). Ein gesättigter und 
weitgehend überteuerter Wohnungsmarkt hindert junge Italiener zudem daran, vor Erreichen 
einer festen Anstellung einen eigenen Haushalt zu gründen, der vielfach die Grundvorausset-
zung für Ehe und Familiengründung darstellt. Die Attraktivität der Gründung einer Familie 
verringert sich zudem durch das geringe Ausmaß und die hohe regionale Streuung familien-
politischer Maßnahmen und des mangelnden Angebots familienfreundlicher Arbeitszeiten.  
Die Verantwortung für individuelle Wohlfahrt und Sicherheit wird somit vom Staat weitge-
hend an die solidarische Familie als „expliziten Partner“ des Wohlfahrtsstaates (Saraceno 
1994) zurückverwiesen. Unter der im Globalisierungsprozess steigenden Unsicherheit wird 
diese jedoch zunehmend überlastet. Massive Unsicherheiten beim Berufseinstieg sowie die 
unzureichende wohlfahrtsstaatliche Absicherung junger Menschen tragen dazu bei, dass sich 
das Alter beim Eingehen familiärer Bindungen immer weiter nach hinten verschiebt. Errei-
chen italienische Männer eine feste Verankerung im Arbeitsmarkt, so werden sie – ähnlich 
wie in Deutschland – durch umfassende Kündigungsschutzregelungen vor Erwerbsunsicher-
heiten geschützt. Italienische Frauen sehen sich hingegen angesichts der unzureichenden fa-
milienpolitischen Förderung, des nahezu völligen Fehlens von Teilzeitarrangements sowie der 
noch weitgehenden Verbreitung traditioneller Familienwerte noch stärker mit einer Wahl 
zwischen Familie und Beruf konfrontiert als in Deutschland. Nur etwa einem Fünftel aller ita-
lienischen Mütter und Hausfrauen gelingt es überhaupt, nach einer Phase der Kinderbetreu-
ung wieder in den Arbeitsmarkt zurückzukehren (Bernardi 2001). Das paradoxe Ergebnis die-
ser Entwicklungen ist, dass gerade in den im alltäglichen Sprachgebrauch oft als „familienori-
entiert“ bezeichneten südeuropäischen Staaten die Geburtenrate geradezu dramatisch gesun-
ken ist. Zur Jahrtausendwende liegt die italienische Geburtenziffer mit einem Wert von 1,24 
deutlich unterhalb der deutschen (etwa 1,4) und gehört damit zu den niedrigsten aller westli-
chen Industrieländer. 
3.3 Das skandinavische Modell: Langfristige Sicherheit durch den Staat? 
Schweden stellt in vielerlei Hinsicht ein Gegenmodell zum deutschen und italienischen Bei-
spielfall dar. Durch ein breites sozialpolitisches Engagement gelingt es dem schwedischen 
Wohlfahrtsstaat, die durch Globalisierung entstehenden Unsicherheiten für Arbeitnehmer un-
terschiedlicher Altersgruppen wesentlich stärker zu begrenzen als in den mittel- und südeuro-
päischen Ländern (vgl. Bygren et al. 2005, Blossfeld et al. 2005): 
• Ein umfangreicher Wohlfahrtsstaat sichert Individuen und ihre Familien auch im Falle 
vorübergehender Erwerbslosigkeit umfassend gegen materielle Risiken ab (vgl. Abschnitt 
2.2 bzw. Kvist 2001). 
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• Eine aktive Arbeitsmarktpolitik sowie ein breites Angebot an Fort- und Weiterbildungs-
möglichkeiten unterstützen schwedische Arbeitsmarkteinsteiger und Arbeitslose beim 
(Wieder-) Einstieg in den Arbeitsmarkt (vgl. Abschnitt 2.1). 
• Die materielle Basis von Familien wird zudem durch die umfangreiche familienpolitische 
Unterstützung von Familien mit Kindern gesichert. Umfassende Angebote zur Betreuung 
von Familien mit Kindern erlauben zudem beiden Elternteilen, bereits ein Jahr nach der 
Geburt des Kindes wieder in den Arbeitsmarkt zurückzukehren - ein Familien- und Er-
werbsmodell, das den vorherrschenden Werte- und Einstellungsmustern weitestgehend 
entspricht (vgl. Abschnitt 2.3).  
Durch diese Kombination sozialpolitischer Unterstützungsmaßnahmen gelang es dem schwe-
dischen Wohlfahrtsstaat Arbeitsmarktrisiken zu beschränken und weitgehend zu verhindern, 
dass sich globalisierungsbedingte Unsicherheiten einseitig zu Lasten einzelner Arbeitsmarkt-
gruppen auswirkten. Zwar sehen sich auch in Schweden Jugendliche jüngerer Geburtsjahr-
gänge mit zunehmenden Unsicherheiten und längeren „Wartezeiten“ beim Berufseinstieg 
konfrontiert, werden jedoch in dieser Phase relativer Unsicherheit durch wohlfahrtsstaatliche 
Transfers und Qualifizierungsprogramme in umfangreicherem Maße abgesichert und unter-
stützt. Ebenso kam es in Schweden nicht zu einer einseitigen Verlagerung von Beschäfti-
gungsunsicherheiten auf Frauen, wie sie etwa in Deutschland zu beobachten war. Vielmehr 
zeigen die schwedischen Länderstudien des Globalife-Projektes (Korpi und Stern 2006, Korpi 
und Tåhlin 2006), dass sowohl die Erwerbskarrieren von Männern als auch von Frauen im 
Globalisierungsprozess weitgehend stabil blieben und sich kaum eine Zunahme von Erwerbs-
unsicherheiten beobachten ließ. Schwedischen Frauen gelang es vielmehr, den Grad und Um-
fang ihrer Erwerbsbeteiligung im Zuge des Globalisierungsprozesses bei steigender Beschäf-
tigungsstabilität zu erhöhen (Korpi und Stern 2006). 
Diese spezifische Filterung des Globalisierungsprozesses durch die Institutionen des schwedi-
schen Wohlfahrtsstaates bzw. der schwedischen Familien- und Arbeitsmarktpolitik spiegelt 
sich auch in der Entwicklung von Familien in Schweden (und anderen skandinavischen Staa-
ten) wieder und auch in einer von Deutschland deutlich abweichenden Entwicklung von Fa-
milie und Familiengründung. Zwar ist auch in Schweden zu beobachten, dass die Gründung 
einer Familie aus arbeitsmarktbedingten Gründen bis zur Etablierung im Arbeitsmarkt aufge-
schoben wird. Ebenso neigen insbesondere gut gebildete Schweden dazu, zunächst weniger 
verbindliche Formen der Partnerschaft in Form eines nicht-ehelichen Zusammenlebens einzu-
gehen und diese erst vergleichsweise spät in den Status einer formalen Ehe zu überführen 
(Bygren et al. 2005). Nach der Etablierung im Arbeitsmarkt ist jedoch ein deutlicher Anstieg 
der Neigung zur Gründung einer (Mehrkind-)Familie zu erkennen, der sich in einer deutlich 
höheren Kinderzahl pro Frau widerspiegelt als in den mittel- und südeuropäischen Ländern 
(1,7 in Schweden; im Vergleich zu 1,4 in Deutschland bzw. 1,3 in Italien). Diese hohe 
schwedische Geburtenrate lässt sich sowohl auf die höhere Vermittlung von materieller Si-
cherheit durch die schwedische Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik als auch auf die aktive 
schwedische Familienpolitik zurückführen. Gleichzeitig setzt die schwedische Familienpolitik 
durch umfangreiche finanzielle Zuwendungen sowie ein umfangreiches Kinderbetreuungsan-
gebot umfassende positive Anreize für die Vereinbarung von Familie und Erwerbstätigkeit. In 
der Tat unterscheidet sich die Erwerbsquote von schwedischen Müttern mit Kindern kaum 
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von der allgemeinen weiblichen Erwerbsquote in Schweden, lediglich ihre Teilzeitquote liegt 
etwas höher (vgl. Korpi & Stern 2006). Selbst die Erwerbstätigenquote von Müttern mit zwei 
Kindern unterscheidet sich kaum von der kinderloser Frauen (OECD 2002). Die Entschei-
dung für ein Kind stellt somit in Schweden für Frauen kein „entweder-oder“ zwischen Fami-
lie und Erwerbstätigkeit dar, vielmehr kann die Berufstätigkeit auch während der Familien-
phase weitergeführt werden. Durch die umfangreiche Absicherung individueller Erwerbs- und 
Familienverläufe in verschiedenen Phasen des Lebenslaufs ist es dem schwedischen Modell 
somit gelungen, die Familie auch im Globalisierungsprozess zu schützen und ihre Funktionen 
zu erhalten.  
3.4 Das amerikanische Modell: Ist nichts sicherer als (planbare) Unsicherheit? 
Im Hinblick auf die Entwicklung von Familien im Globalisierungsprozess stellen die Verei-
nigten Staaten einen bemerkenswerten Fall dar. Hier haben sich im Globalisierungsprozess 
die bereits zuvor existierenden Beschäftigungsunsicherheiten auf den nur wenig regulierten 
Arbeitsmärkten noch einmal verschärft. Das Kündigungsrisiko für männliche Arbeitnehmer 
hat hier im Zuge der vergangenen Jahrzehnte weiter zugenommen. Insbesondere Arbeitneh-
mer mit nur basalen beruflichen Abschlüssen sahen sich zunehmender Unsicherheit gegen-
über und wurden in wirtschaftlichen Abschwungphasen zu einer „Reservearmee“ des Ar-
beitsmarktes (Mills et al. 2006). Die Erwerbstätigkeit von Frauen hat in den USA zwar in den 
vergangenen Jahrzehnten zugenommen und näherungsweise das schwedische Niveau erreicht. 
Allerdings ist die hohe Erwerbsbeteiligung hier eher auf materielle Notwendigkeiten als auf 
aktive staatliche Unterstützung zurückzuführen. Aufgrund fehlender staatlicher Unterstützung 
– insbesondere auf familienpolitischer Ebene - sehen sich erwerbstätige amerikanische Mütter 
häufig einer zeitlichen Doppelbelastung durch Erwerbstätigkeit und Familientätigkeit bzw. 
Kinderbetreuung ausgesetzt (Hofmeister & Blossfeld 2006, Hofmeister 2006).  
Es ist daher umso mehr erstaunlich, dass die Geburtenrate in den Vereinigten Staaten mit et-
wa 2,07 Kindern pro Frau einen internationalen Höchstwert aufweist.23 Zudem zeigt sich eine 
zunehmende Verschiebung des durchschnittlichen Erstgeburtsalters von Frauen in Richtung 
immer früherer Lebensalter. Eine mögliche Erklärung dieser demographischen Entwicklung 
besteht im Angebot betrieblicher Kinderbetreuung sowie in der hohen Flexibilität von Be-
schäftigungsformen und Arbeitszeiten (vgl. Kohler Billari und Ortega 2006), die es Frauen 
trotz fehlender öffentlicher Betreuungsinstitutionen erlauben, Arbeit und Beruf miteinander 
zu vereinbaren. Darüber hinaus wird möglicherweise die de facto erlebte Beschäftigungsunsi-
cherheit aufgrund des durchlässigen, flexiblen amerikanischen Arbeitsmarktes von (jungen) 
Amerikanern nicht als solche empfunden, das objektive absolute Unsicherheitsniveau weicht 
also vom von den Arbeitskräften jeweils subjektiv erlebten relativen Unsicherheitsniveau ab. 
Junge Menschen in den USA vergleichen sich bei der Einschätzung ihrer eigenen Arbeits-
marktlage mit ‚signifikanten Anderen’ (wie etwa Freunden, Verwandten, Bekannten oder be-
ruflichen Vorbildern), die ─ ebenso wie sie selbst ─ eine hohe Mobilität auf dem Arbeits-
                                                 
23  Zwar spiegeln sich in diesen hohen Geburtenzahlen auch die höhere Fruchtbarkeit amerikanischer Einwan-
dererfamilien wider. Weiterführende Untersuchungen (z.B. Kohler Billari und Ortega 2006) zeigen aber, 
dass auch unter Berücksichtigung dieses Umstands die amerikanische Geburtenrate diejenige der mittel- und 
südeuropäischen Staaten deutlich übersteigt. 
 
 ? ifb - Materialien 3/2007 60
markt in Form von Hire-and-Fire-Prozessen, aber auch günstigen Möglichkeiten zum berufli-
chen Wiedereinstieg erleben. Arbeitsmarktunsicherheit, Berufsmobilität und Flexibilität hat 
dort eine andere soziale Bedeutung als in den Insider-Outsider-Märkten Schwedens und Ita-
lien, in denen das ‚Outsider-Sein’ oft einen identitätsgefährdenden, dauerhaften Ausschluss 
von der Arbeit bedeutet. Flexible Beschäftigungen und längere Wartezeiten auf eine feste E-
tablierung im Arbeitsmarkt werden hier nur als ‚Notbehelf’ wahrgenommen und als gravie-
rend negativer erfahren als in den USA. Die jahrzehntelange Erfahrung von Beschäftigungs-
unsicherheit über Altersgruppen hinweg trägt hier dazu bei, dass die globalisierungsbedingte 
Verschärfung von Beschäftigungsunsicherheiten als nicht so gravierend erlebt wird und sich 
entsprechend weniger dramatisch auf die Geburtenrate auswirkt (Globalife 2006). 
Trotz der vergleichsweise günstigen Geburtenentwicklung darf jedoch nicht übersehen wer-
den, dass die flexible, marktorientierte Lösungsstrategie der Vereinigten Staaten mit bedenk-
lichen sozialen Konsequenzen einhergeht. Einen ersten Anhaltspunkt bieten hier die im inter-
nationalen Vergleich ausgesprochen hohen Armutsquoten, insbesondere von Kindern (vgl. 
Tabellen 1 und 2). Hofmeister (2006) verweist darüber hinaus auch auf eine bedenkliche Be-
nachteiligung afroamerikanischer Frauen auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt, die auf wei-
tergehende ethnische Ungleichheiten schließen lässt.   
4. Zusammenfassung: Familie und Globalisierung – was kann Deutschland 
lernen? 
Der Prozess der Globalisierung hat insbesondre in den vergangenen zwei Jahrzehnten zu einer 
Verschärfung von Arbeitsmarktunsicherheiten, insbesondere für Frauen und junge Erwachse-
ne, beigetragen. Diese zunehmenden Unsicherheiten entziehen langfristig bindenden Ent-
scheidungen wie die der Partnerschaft oder der Familiengründung zumindest teilweise die 
feste materielle, geographische und emotionale Grundlage und stellen damit Familien vor 
neue Herausforderungen. In Deutschland hat die Zunahme von Unsicherheiten zu einer mani-
festen Krise der Familie beigetragen, die sich in einem zunehmenden Aufschub des Heirats- 
und Familiengründungsalters sowie einem deutlichen Rückgang der Geburtenrate niederge-
schlagen hat. Im Vorangegangenen wurden wohlfahrts- und arbeitsmarktpolitische Ansätze 
anderer Länder dem deutschen Modell gegenübergestellt und auf ihre mögliche Vorbildfunk-
tion für den deutschen Fall überprüft. Abbildung 16 gibt einen schematischen Überblick über 
die verschiedenen politischen Ansätze im Hinblick darauf, welcher der drei ‚Wohlfahrtsinsti-
tutionen’ Staat, Markt und Familie die zentrale Rolle bei der Bewältigung des Globalisie-
rungskonflikts zugewiesen wird. 
Das südeuropäische Modell, in dem der Staat einerseits ein traditionelles männliches Ernäh-
rermodell fördert und finanziell sichert und die Verantwortung für die Bewältigung der zu-
nehmenden Unsicherheit weitgehend der traditionellen (Groß-)Familie überlässt, kann kaum 
als Vorbild für Deutschland dienen. Extrem niedrige Geburtenraten verweisen darauf, dass 
die Familie als alleiniger Wohlfahrtsgarant im Globalisierungsprozess zunehmend überfordert 
ist und einer externen Unterstützung bedarf. 
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Abb. 16 Die Verarbeitung des Globalisierungsprozesses durch nationale Institutionen im  
Ländervergleich 
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Quelle: eigene Darstellung. 
Betrachtet man die Entwicklung von Ehe und Familiengründung, so scheint das liberale Mo-
dell der Vereinigten Staaten zunächst in der Bewältigung globalisierungsbedingter Unsicher-
heiten ausgesprochen erfolgreich zu sein. Zwar wird die Wohlfahrtsverantwortung weitge-
hend dem Individuum und seinem Erwerbseinkommen auf dem freien Markt übertragen. Fle-
xible Arbeitsmärkte mit geringen Zugangsbarrieren und ein geringer Kündigungsschutz ver-
hindern aber, dass kurzfristige Arbeitsplatzunsicherheiten zu langfristigen Beschäftigungsun-
sicherheiten werden, so dass die Bewältigung globalisierungsbedingter Unsicherheiten hier 
einfacher erfolgen kann. Existierende soziale Schieflagen stellen jedoch auch hier die Vor-
bildfunktion in Frage; insbesondere, da sich die skizzierten Ungleichheiten im Globalisie-
rungsprozess offenbar weiter verstärkt haben. Vielmehr scheinen die hohen Armutsquoten 
darauf hinzudeuten, dass „Familien“ im Globalisierungsprozess eines externen Schutzes be-
dürfen. 
Das schwedische Modell stellt diesen externen Schutz sowohl aus arbeitsmarktpolitischer als 
auch aus sozial- und familienpolitischer Perspektive zur Verfügung. Hier übernimmt der Staat 
die zentrale Verantwortung für das Wohlergehen von Familie und Individuen. Arbeitsmarkt- 
und sozialpolitische Maßnahmen sichern die materielle Lage von Individuen in verschiedenen 
Phasen des Lebenslaufes ab, familienpolitische Maßnahmen unterstützen Familien finanziell 
und setzen positive Anreize für die Gründung von Familien. Hohe Fertilitätsraten und geringe 
Armutsquoten sprechen dafür, dass es dem schwedischen System gelungen ist, die soziale 
Lage von Familien und ihre Zukunftsperspektiven zu erhalten und zu sichern. 
Der Übertragung der Ansätze anderer Länder auf den deutschen Fall scheinen gleichwohl en-
ge institutionelle und kulturelle Grenzen gesetzt. So lassen sich zum einen spezifische politi-
sche Maßnahmen oftmals nicht aus ihrem politischen Kontext herausgelöst als „Einzelmaß-
nahmen“ übertragen. Gleichzeitig sind politische Reformen auf eine ausreichende Unterstüt-
zung innerhalb der Bevölkerung angewiesen, um erfolgreich umgesetzt werden zu können. 
Die umfangreiche schwedische Familien- und Sozialpolitik ist beispielsweise angewiesen auf 
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ausgesprochen hohe Steuer- und Angabenquoten, die deutlich oberhalb der deutschen Sätze 
liegen. Eine Einführung derartiger Maßnahmen in Deutschland würde aus finanzpolitischer 
Sicht eine erhöhte Bereitschaft von Arbeitnehmern und Unternehmen zur Leistung höherer 
Steuer- und Sozialabgaben (oder zur Kürzung in anderen staatlichen Bereichen) voraussetzen. 
Angesichts der noch weitgehend vorherrschenden Skepsis der (westdeutschen) Bundesbürger 
gegenüber haushaltsexterner Kinderbetreuung (vgl. Tabelle 3) erscheint es zudem fraglich, ob 
das schwedische Modell der staatlichen Kinderbetreuung sich kurzfristig in Deutschland rea-
lisieren lässt. Ähnliche Schwierigkeiten würden sich bei einer Übertragung des flexiblen Ar-
beitsmarktansatzes der Vereinigten Staaten stellen, die im deutschen Modell wechselseitiger 
Tarifautonomie kaum als realisierbar erscheinen. Ebenso widerspricht die bislang zu beobach-
tende Unterstützung einer aktiven staatlichen Arbeitsmarktpolitik durch Bundesbürger in bei-
den Landesteilen einer Einführung eines flexiblen, unregulierten „laissez-faire“-Marktes nach 
amerikanischem Muster.  
Die Übernahme möglicher Reformansätze anderer Länder würde somit ein schrittweises poli-
tisches Vorgehen unter Berücksichtigung kultureller und institutioneller Muster in Ost- und 
Westdeutschland erfordern. Gegenwärtige politische Initiativen zur Verringerung des Verein-
barkeitskonflikts zwischen Familie und Beruf lassen hier wichtige erste Schritte erkennen. 
Eine weitere wesentliche Grundbedingung erfolgversprechender Reformen in Deutschland 
bestünde darin, Familien nicht nur als „Opfer“ oder „Patient“ im Globalisierungsprozess an-
zusehen, sondern als wesentliche gesellschaftliche Ressource zu begreifen. So stellt etwa in 
Schweden der Erhalt der Familie als geschützte Institution die Grundlage der langfristigen Fi-
nanzierbarkeit des skandinavischen Modells durch ‚nach-wachsende Generationen’ von Steu-
erzahlern dar. Der vergleichsweise hohe Anteil betrieblicher Kinderbetreuung und flexibler 
Arbeitsangebote in den Vereinigten Staaten weist zudem darauf hin, dass auch Arbeitgeber 
die Familie als produktive und entsprechend Familienfreundlichkeit als Wettbewerbsfaktor 
entdecken. Wie jüngere Veröffentlichungen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMfSFJ 2006a,b) zeigen, existieren auch hierzu in Deutschland vielver-
sprechende Ansätze. Diese sollten in Zukunft weiter verfolgt werden, um Familienleben in 
Deutschland auch im Globalisierungsprozess zu fördern und zu erhalten. 
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